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We are (the) 
R e v o l u t i o n

Die Zeitung, die du in deinen Hän-
den hältst, wird regelmäßig von einer 
Gruppe von Jugendlichen herausge-
bracht. Diese Gruppe nennt sich genau 
wie die Zeitung – REVOLUTION. Wir 
sind eine internationale kommunisti-
sche Jugendorganisation.

Wir haben ein gemeinsames Pro-
gramm, das wir uns selbst erarbeitet 
haben. Wir sind offen für jede Diskus-
sion, aber wir stehen geschlossen hin-
ter unseren Aktionen. Wie unser Name 
sagt, sind wir für die Revolution, für 
den Kommunismus. Eine gerechte und 
befreite Gesellschaft kann nur ent-
stehen, indem der Kapitalismus von 
denen, die er unterdrückt, zerschla-
gen wird. Und der Kampf dafür beginnt 
jetzt, in konkreten Kämpfen, wie im 
Kampf der Refugees für volle Bürger_
Innenrechte oder Seite an Seite mit 
Arbeiter_Innen aus aller Welt.

Wir haben wöchentliche Ortsgrup-
pentreffen, auf denen wir gemeinsam 
diskutieren und Aktionen planen. Wir 
gehen auf Demonstrationen, unter-
stützen Streiks und bringen Flugblät-
ter und eine Zeitung heraus, um neue 
Jugendliche und junge Arbeiter_Innen 
für unsere Ideen zu gewinnen. Wenn 
du Fragen hast oder diskutieren willst, 
sprich uns gerne an oder schreibt uns 
auf Insta. Wenn du unsere Ideen unter-
stützt, dann werde aktiv, organisiere 
dich gemeinsam mit uns!

I n h a l t

Hier in dieser Zeitung erfährst du 
nur einige Punkte und Positio-
nen unserer Politik. Sie basieren 
auf unserem Programm, wel-
ches unsere heutige Situation 
mit dem kampf um eine sozia-
listische Revolution verbindet. 
Allen Jugendlichen innerhalb 
der Sozialdemokratie, sowie in 
der radikalen Linken, wollen 
wir mit diesem Programm einen 
Diskussionsvorschlag bieten 
für den Aufbau einer tatsäch-
lich revolutionären, unabhängi-
gen Jugendorganisation - einer 
neuen Jugendinternationale. Wir 
fordern euch auf, es mit uns zu 
diskutieren und aktiv in die kom-
menden Auseinandersetzungen 
in der Krise zu tragen.
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Sparen,  
sparen,  
sparen?
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Das neue Schuljahr hat in allen Bundesländern begonnen 
und egal in welchem der 16 verschiedenen Schulsysteme du 
zur Schule gehst: die Probleme sind überall dieselben. Herr 
Müller macht immer noch dieselben rassistischen „Witze“ 
und checkt dein Neo-Pronomen nicht, der Rollladen 
klemmt immer noch, sodass man das Fenster nicht öffnen 
kann und von Tag 1 an wird uns wieder Druck gemacht, 
dass schon wieder so viele Klassenarbeiten und Klausuren 
anstehen. Leider hat sich keins der strukturellen Probleme 
in der Schule in den Ferien in Luft ausgelöst. Dabei war im 
letzten Jahr noch überall die Rede davon, dass wir Schü-
ler_Innen die Zukunft seien, dass keine Investition in das 
Bildungssystem zu teuer sein dürfe und man auf keinen Fall 
bei den Schulen sparen würde. Alle Parteien haben bei der 
Bundestagswahl beteuert, wie sehr ihnen unsere Bildung 
am Herzen liege. Das Hauptargument für die Öffnung der 
Schulen während der Pandemie war in allen Zeitungen, 
dass man uns Schüler_Innen nicht im Stich lassen wolle.

Schon ein paar Monate später sieht die Situa-
tion wieder ganz anders aus: Jetzt müssen wir 
sparen, denn das Vaterland muss verteidigt 

werden. Ohnehin steckte die Wirtschaft auch schon vor der 
russischen Invasion der Ukraine in einer tiefen Krise. Die 
Coronapandemie hat diese noch verschärft und seitdem 
Krieg herrscht, kann die Bundesregierung so tun, als ob die 
ganzen geplanten Sparmaßnahmen Solidaritätsaktionen 
für die Ukrainer_Innen wären. „Frieren für den Frieden“ 
zählt auch für die Schule - nur dass die Heizung auch schon 
im letzten Winter nicht funktioniert hat. Und während 
die Bundesregierung fucking 100 Milliarden Euro in die 
Bundeswehr steckt, will sie bei der Bildung sparen. Der 
grüne Ministerpräsident von Baden-Württemberg Win-
fried Kretschmann hat vorgeschlagen, die Klassengröße 
einfach zu erhöhen. Mehr Schüler_Innen in einer Klasse 
bedeutet schließlich, dass man weniger Lehrer_Innen und 
Räume braucht. Leider lässt sich in überfüllten Klassen 
nur richtig beschissen lernen. Das grüne Außenminis-
terium kürzt die Gelder des Deutschen Akademischen 
Austauschdienstes (DAAD) für rund 6.000 Stipendien. Für 
6000 Jugendliche aus Arbeiter_Innenfamilien heißt das: 
Ciao Studium. In Berlin plante der Senat die veranschlag-
ten 136 Millionen Euro für den Bau neuer Schulen und 
10 Millionen Euro für zusätzliche Sozialpädagog_Innen 

Neues Schuljahr 
aber alte Prob-
leme: Leistungs-
druck, Covid und 
kaputte Fenster
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einzusparen. Und das sind nur einige Beispiele.

Auf uns wartet ein kalter Herbst und 
ein noch kälterer Winter, doch unsere 
Schulgebäude sind einfach krasse Bruch-

buden. Fenster lassen sich nicht richtig schließen oder 
öffnen, gereinigt wird aufgrund von Personalmangel nur 
noch alle 3 Tage und die Toiletten sind dauerverstopft. Ein 
Raum, in dem wir in Pausen entspannt und vor allem von 
Lehrer_Innen ungestört abhängen können, existiert nur 
in unseren kühnsten Träumen. Dabei gibt es nicht einmal 
genug Gebäude, um uns alle unterzubringen. So müssen 
manche von uns weite Schulwege in Kauf nehmen, mit 32 
anderen Schüler_Innen in einer Klasse sitzen oder haben 
jahrelang in einem Container Unterricht. Doch der Herbst 
wird nicht nur kalt, es rollt auch noch eine neue Corona-
welle auf uns zu. Man hätte ja aus den letzten Jahren lernen 
können und sichere Belüftungssysteme in die Schulge-
bäude einbauen können. Stattdessen wurde das Förder-
programm für Luftfilteranalagen auslaufen gelassen. Also 
heißt es wieder: Fenster auf, Erkältung rein. Auch in diesem 
Jahr nehmen die Landesregierungen in Kauf, dass wir uns 
mit Corona anstecken, unsere Familien infizieren, wieder 
tagelang isoliert zuhause sitzen müssen und vielleicht auch 
noch Folgeschäden mit uns tragen. Einfach weil ihnen der 
Ausbau von sicheren Hygienemaßnahmen zu teuer ist. 
Dazu kommen noch Tausende von uns, die sich bereits in 
den letzten Monaten mit Corona infiziert haben und seit 
dem Long Covid zu kämpfen haben. Für diejenigen gibt 
es keine Hilfemaßnahmen, sondern sie haben halt Pech 
gehabt, wenn sie sich im Unterricht nicht konzentrieren 
können, einschlafen und schlechte Noten schreiben.

Das Schuljahr ging kaum los, schon steht 
da wieder die Mathelehrerin und erzählt 
uns, wie schlecht unser Jahrgang ist und 

was wir alles aufholen müssen. So als ob es unsere Schuld 
wäre, dass wir in einer Pandemie stecken und sowieso stän-
dig Unterricht ausfällt. Ausbaden müssen es trotzdem wir, 
indem wir den gleichen Unterrichtsstoff, mit der gleichen 
Anzahl von Klassenarbeiten in weniger Unterrichtszeit in 
immer volleren Klassen durchpauken müssen. Immer mehr 
von uns müssen das Nicht-Gelernte in privatem Nachhil-
feunterricht nachholen, dabei kann sich das nur leisten, 
wer reiche Eltern hat. Alle Politiker_Innen haben in den 
Anfangsmonaten der Pandemie davon geredet, was die 
geschlossenen Schulen für eine starke psychische Belas-
tung für uns Schüler_innen sei. Und ja, ihr habt Recht, es 
war echt scheiße. Aber wo sind die ganzen Schulpsycholog_
Innen und Sozialarbeiter_Innen, die ihr uns versprochen 
habt? Wo das Plus an Therapieplätzen, um über unsere 
Depressionen und Angststörungen sprechen zu können? 
Anstatt uns zu helfen, wird der Leistungsdruck erhöht. Das 
Personal fehlt dabei nicht nur im psychologischen Bereich, 
sondern in der ganzen Schule. Der Lehrer_Innenmangel 
führt sogar weit, dass ganze Fächer einfach ausfallen und 
man zum Beispiel in der 9. Klasse einfach mal ein paar 
Monate kein Englisch hat oder die Sportstunden von 3 auf 2 
eingekürzt werden. Die Willkommensklassen sind voll mit 
Schüler_Innen aus der Ukraine, aber es gibt nicht genü-
gend Lehrkräfte, damit sie auch vernünftigen Unterricht 
bekommen. Und Inklusion gibt es auch nur auf dem Papier, 
denn es gibt kein Personal, um diejenigen von uns, die 
mehr Unterstützung beim Lernen bräuchten, aufzufangen.

Inflation betrifft uns auch.
Dass unser Bildungssystem diejeni-

gen aus reichen Familien belohnt und 
Migrant_Innen- oder Arbeiter_Innen-

kids benachteiligt, ist kein Geheimnis. Aber warum redet 
niemand davon, dass dieser Unterschied noch krasser wird, 
wenn die Inflation unsere Eltern noch ärmer macht? Zum 
Beispiel sind die Preise für Schulhefte von Juni auf Juli um 
13,6 Prozent gestiegen und sogar das schlechte Mensaes-
sen ist teurer geworden. Auf die Inflation folgt meistens 
eine Rezession und Zehntausende verlieren ihre Jobs. Das 
wird auch uns in der Schule treffen und unsere Chancen 
auf einen nicen Schulabschluss nur noch verringern.

Yallah Klassenkampf!
Wird Zeit, dass wir was tun! Lasst 

uns mit unseren Mitschüler_Innen 
über die Probleme in unseren Schulen diskutieren und 
aktiv werden. Mit kleinen Protestaktionen im oder vor dem 
Schulgebäude können wir auf die Missstände hinweisen 
und Aufmerksamkeit schaffen. Lasst uns Aktionskomi-
tees an unseren Schulen gründen, um weitere Aktionen 
zu planen und uns mit anderen Schulen bundesweit zu 
vernetzen. Die Gewerkschaft der Lehrer_Innen, die GEW, 
plant in den kommenden Wochen Aktionen und Streiks, 
von denen auch wir Schüler_Innen etwas haben: Ob für 
kleinere Klassen oder für mehr Lohn und damit weniger 
gestresste Lehrkräfte. Lasst uns mit unseren streikenden 
Lehrer_Innen solidarisch sein und mit ihnen gemein-
sam auf die Straße gehen. Wenn man etwas durchsetzen 
will, sind Gewerkschaften eine praktische Sache, deshalb 
brauchen wir auch sowas! Und zwar eine basisdemokra-
tisch organisierte Schüler_Innengewerkschaft, in der wir 
unsere Interessen gegenüber den Landesregierungen 
und den Lehrerinnenverbänden deutlich machen und 
verteidigen können. Dabei müssen wir unsere Forde-
rungen in die Schule tragen und uns mit den bestehen-
den Bewegungen auf der Straße, ob gegen die Inflation, 
gegen den Klimawandel oder gegen Rassismus verbinden. 
Denn allein in der Schule werden wir die tiefgreifenden 
Probleme des Bildungssystems nicht lösen können.

•	 Wir fordern:
•	 Stoppt sofort alle geplanten Sparmaßnahmen im 

Bildungswesen! Stattdessen brauchen wir eine flä-
chendeckende Modernisierung aller Schulgebäude 
sowie ihrer Heizungs-, Wasser- und Belüftungssys-
teme. Bezahlt werden soll das von denen, die vom 
Krieg und den steigenden Energiepreisen profitieren!

•	 Von Schüler_Innen selbstorganisierte Freiräume, die in 
den Pausen für alle frei zugänglich sind, an jeder Schule!

•	 Lehrmittelfreiheit! Schulbücher, Hefte, Stifte, 
digitale Endgeräte und auch das Schules-
sen müssen kostenlos für alle sein!

•	 Kleinere Klassen und dafür neue Lehrer_Innen, 
Sozialarbeiter_Innen, pädagogische Assistenz-
kräfte, Sonderpädagogog_Innen, Schulpsycho-
log_Innen, Sozialarbeiter_Innen und auch Per-
sonal in der Verwaltung und Instandhaltung!

•	 Gleiche Mitbestimmungsrechte bei den Lehrplänen, 
dem Prüfungskalender und beim Unterrichtsstoff 
durch gewählte Organe von uns Schüler_Innen!

Kalter Coro-
ne-Herbst

Leistungs-
druck

Inflation 
betrifft uns 
auch.

Yallah  
Klassenkampf!



Unser Alltag ist seit 
den letzten Mona-
ten von andau-
ernden Preisstei-
gerungen geprägt. 
Früher konnte man 
sich in der Mittags-
pause mal einen Döner 
für 3,50 € holen, mitt-
lerweile bekommt man für unter 5 € 
kaum noch ein Mittagessen am Imbiss 
nebenan. Genauso sieht es mit den meis-
ten Lebensmittelkosten und sonstigen 
Lebensunterhaltungskosten aus. Alles 
wird teurer. Das stellt für fast alle lohn-
abhängigen Menschen, aber besonders 
auch für uns junge Menschen ohne festes 
Einkommen ein riesiges Problem dar.
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Von Romina Summ
Preisschwankungen können 

verschiedene Ursachen haben. 
Die Preise auf kapitalistischen 
Märkten sind im Grund immer 
und zu jeder Zeit gewissen 

Preisschwankungen ausgesetzt. Oft sind zum Bei-
spiel Preise gerade am Anfang des Monats höher als 
am Ende des Monats. Das liegt daran, dass am Anfang 
des Monats nach Gehaltszahlungen mehr Geld bei den 

arbeitenden Menschen vorhanden ist und mehr konsu-
miert werden kann. Gegen Ende des Monats sinkt dann 
die Nachfrage, womit ein Überschuss an Waren auf dem 
Markt ist. Um diese Waren überhaupt noch loszuwerden, 
muss der Preis sinken. Schließlich ist es für das Kapital 
besser eine Ware etwas billiger zu verkaufen als gar nicht.

Preisschwankungen können jedoch auch auf eine Verän-
derung von Angebot oder Nachfrage zurückgehen. Wenn 
zum Beispiel die Menge an angebotenen Produkten auf 
dem Markt zurückgeht (z.B. wegen Lieferengpässen), kann 
dieses Angebot die gleichbleibende Nachfrage nicht bedie-
nen. Es kommt zu einer Steigerung des Preises, wodurch 
sich nun weniger Leute die Produkte leisten können 
und die Nachfrage zurückgeht und sich so dem Angebot 
angepasst hat. Die derzeitige Inflation hat ihre Ursachen 
genau in einem solchen Rückgang des Angebotes. Wenn 
also weniger Waren angeboten werden, steigen die Preise, 
da das Weniger an Waren stärker nachgefragt wird. Die 

4 Fragen und 4 Ant-
worten zur aktuel-
len Inflation: Woher 
sie kommt und was 
wir dagegen tun 
müssen

Welche Ursachen 
hat die aktuelle 
Inflation?



Ursachen für die aktuelle Inflation liegen in den globalen 
Krisen, die gerade unser Leben bestimmen. Angefangen 
hat es damit, dass durch pandemiebedingte Lockdowns 
globale Lieferketten unterbrochen wurden, was zu einer 
mangelnden Auslastung der Produktionskapazitäten 
führte. Viele Rohstoffe oder Vorprodukte konnten nicht 
geliefert werden oder nur mit starken Verzögerungen. 
Die Auswirkungen zeigen sich bis heute noch und haben 
zu einem Angebotsschock geführt. Die gleichbleibende 
Nachfrage ist auf ein extrem sinkendes Angebot gesto-
ßen. Das hat die Preise zunächst in die Höhe getrieben.

Als im Februar der Angriffskrieg auf die Ukraine von 
russischer Seite begann, antworten die Regierungen der 
NATO-Staaten mit historisch unvergleichbar harten Sank-
tionen, welche das Angebot weiter reduzierten. Diesmal 
beim Gas. Außerdem legte der Krieg die Wirtschaft in der 
Ukraine, ein Land, welches einen großen Teil der Welt mit 
Getreide versorgt, (10 % des weltweiten Getreidemarktes, 
15 % des Maismarktes) lahm. Dies hatte Auswirkungen auf 
das Angebot von Lebensmittelpreisen, wodurch auch hier 
die Preise in die Höhe schießen. Dass sich die Preisstei-
gerungen aber mittlerweile auf fast alle Produkte bei uns 
niederschlagen, liegt daran, dass für die Produktion Ener-
gie benötigt wird. Die gestiegenen Energiekosten schlagen 
sich somit auf die Endprodukte nieder und spiegeln sich im 
Preis wider. Dadurch dass die meisten Energiekonzerne 
und Mineralölkonzerne eine Monopolstellung im Markt 
inne haben, können sie leichter Preise heben, da es wenig 
Konkurrenz gibt, die günstiger anbietet. Daher zeichnen 
sich in dieser Branche in den letzten Monaten Rekordge-
winne ab, während immer mehr Menschen verarmen.

Die Ursachen der Inflation 
dürfen jedoch nicht losgelöst von 
der wirtschaftlichen Entwicklung 
im letzten Jahrzehnt betrachtet 
werden. Denn bereits vor der 

Corona-Pandemie gab es Inflationstendenzen, welche 
anhand von 3 Faktoren, 1. der niedrigen Kapitalverwer-
tung, 2. der steigenden Verschuldung und 3. der Tendenz 
zur Deglobalisierung deutlich wurden. Schon seit den 
2000er Jahren sank die Produktivität der Weltwirtschaft, 
was letztlich auch zur großen Finanzkrise im Jahr 2008 
geführt hat. Erholen konnte sich die Wirtschaft davon 
nie wirklich und die Verwertung von Kapital blieb bis 
heute niedrig. Das bedeutet, dass aus investiertem Kapital 
durchschnittlich nur niedrige Gewinne abflossen. Dadurch 
gingen Investitionen und Handel zurück und führten zu 
einer stagnierenden Kapitalakkumulation (Anhäufung von 
Kapital durch Investitionen) und niedrigen Profitraten.

Auch die hohe Verschuldung von Staaten und Unterneh-
men begünstigt in diesem Zusammenhang die Inflations-
tendenz. Zu Beginn der Coronakrise lag die Verschuldung 
bei dem 2,6-fachen des Welt-GDP (Bruttoinlandsprodukt 
aller Länder), mittlerweile sind wir beim über 3-fachem. 
Schulden sind allerdings nur dann inflationstreibend, 
wenn die Verwertung der aufgenommenen Kredite nicht 
mehr produktiv ist. Einfache Verbraucherkredite hinge-
gen führen nicht zur Inflation. Beispiel: Wenn ein Land 
oder Unternehmen Kredite zu einer Kondition von 7 % 
Zinsen aufnimmt, aber dieses Geld im Verwertungspro-
zess (Investition in Produktion, Verkauf von produzierten 
Waren, Gewinnabschöpfung) nur 3 % Gewinn abwirft, 
ist die Produktivität geringer und es würde durch die 

Aufnahme von Krediten nur eine weitere Verschuldung 
stattfinden. Eine solche Schuldenentwicklung, wie sie sich 
in Ländern wie Italien zeigt, treibt die Inflation voran.

Zuletzt ist es die Entwicklung zur Deglobalisierung, die 
die Inflation, am schlimmsten in den abhängigen halbko-
lonialen Ländern vorantreibt. Weg von der Globalisierung 
geht der Trend hin zur Verlagerung der Produktion aus 
den halbkolonialen Ländern zurück in die imperialisti-
schen Länder. Mit entsprechend schlimmen Folgen für 
die abhängigen Länder: Durch den Abzug von imperialis-
tischem Kapital sinkt der Handel vor Ort, was wiederum 
dazu führt, dass die lokale Währung nicht mehr so gefragt 
ist und verfällt. Hinzu kommt, dass durch den Abzug von 
Fabriken und Kapital mehr importiert werden muss und 
die Arbeitslosigkeit steigt. Sowohl der Verfall der Währung 
als auch die teureren Importe feuern die Inflation beson-
ders in diesen abhängigen Ländern an und führen zu einer 
Verelendung der Menschen. Aufgrund dieser Entwicklung 
hat sich schon vor dem Krieg und vor der Coronapandemie 
in vielen südlichen Ländern eine starke Inflation abge-
zeichnet. Wir sehen also, dass es direkte Ursachen für die 
aktuelle Inflation im Krieg und in der Pandemie gibt. Diese 
Aspekte haben aber eine schon dagewesene Krise des Wirt-
schaftssystems mit inflationären Tendenzen verschärft.

In genau diesen Ländern ist die 
Krise nun besonders drastisch 
und führt teilweise zur Hyperin-

flation. In Argentinien sind die Menschen teilweise auf-
grund der Inflation von knapp 80 % zum Tauschhandel 
übergegangen. Im Sudan liegt die Inflationsrate sogar 
bei über 200 %. Der Hunger und der Kampf ums tägliche 
Überleben bekommen gerade in diesen Ländern eine immer 
wichtigere Bedeutung. Doch auch hierzulande sind die 
Auswirkungen der massiven Preisanstiege insbesondere 
für Menschen ohne festes Einkommen, wie Jugendliche, 
Studierende oder Arbeitslose, ziemlich verheerend. Alles 
wird teurer, aber Geld ist sowieso nicht vorhanden. Viele 
von uns haben bereits vorher schon am Existenzmini-
mum gelebt und haben keine Ersparnisse, sodass wir nun 
nicht wissen, mit welchem Geld wir die Preissteigerungen 
bezahlen sollen. Ebenso haben auch Arbeiter_Innen mit 
einem festen Einkommen bereits große Probleme. Auch 
ihnen droht durch die Inflation Verarmung. Durch die 
höheren Preise verlieren sie immer größere Teile ihres 
Lohns. Die Gewerkschaften hätten die Möglichkeit höhere 
Löhne, die nicht sofort wieder von der Inflation aufge-
fressen werden, für die Arbeiter_Innen zu erkämpfen. 
Anstatt in die Offensive zu gehen, halten sie sich jedoch 
in den aktuellen Tarifverhandlungen (IG-Metall for-
dert lediglich 8% Lohnerhöhung) viel zu stark zurück.

Und während die Armut weltweit größer wird, werden die 
Gewinne einiger Konzerne, vor allem die der Ölkonzerne, 
immer größer. Besteuerung oder Umverteilung? Fehlan-
zeige! Die Regierung hat zwar drei Entlastungspakete auf 
den Weg gebracht, doch diese beinhalten unzulängliche 
Einmalzahlungen für Heiz- und Energiekosten, für Empfän-
ger_Innen von Sozialleistungen und Arbeitslosengeld und 
die Anhebung von Kindergeld. Das ist jedoch angesichts 
der eben beschriebenen Probleme nur ein Tropfen auf 
dem heißen Stein. Selbst das eher unternehmerfreund-
liche Institut für Wirtschaftsforschung hat berechnet, 
dass von 10 Milliarden Euro des 3. Entlastungspaketes 
ganze 70% an die oberen 30% der Gesellschaft gehen. 
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Gab es auch vor 
der Pandemie und 
Ukraine-Krieg 
schon Inflation?

Was bedeutet das 
für uns?



Die Armen gehen also weiterhin ziemlich leer aus. Das 
liegt nicht daran, dass die deutsche Regierungskoalition 
zu unfähig ist, sich effektive Entlastungsmaßnahmen 
auszudenken, sondern daran, dass ihre Politik in erster 
Linie die Profite der Unternehmen sichern soll, um der 
deutschen Wirtschaft ihren Ruf als „Exportweltmeister“ 
zu erhalten. Die geplante Gasumlage war ein gutes Bei-
spiel dafür. Nur durch massiven Druck von der Straße 
konnte ihre Umsetzung letztlich verhindert werden.

Nicht wir sollen für diese Krise zah-
len, sondern diejenigen, die sie selbst 
verursacht haben. Vorschläge wie die 

Einführung einer Übergewinnsteuer gehen dabei schon 
einmal in die richtige Richtung. Dabei sollen Unterneh-
men, die besonders hohe Profite durch die Krise gemacht 
haben, stärker besteuert werden, um Sozialleistungen 
für Lohnabhängige, Arbeitslose, Jugendliche und Rent-
ner_Innen zu finanzieren. In Spanien wurde eine solche 
Steuer bereits eingeführt und damit ein kostenloser ÖPNV 
finanziert. Maßnahmen wie diese müssen wir unterstüt-
zen, auch wenn sie noch nicht weit genug gehen. Mit einer 
kurzzeitig höheren Besteuerung können zwar die Symp-
tome der Inflation ein wenig abgefedert werden, jedoch 
bleiben ihre Ursachen unangetastet. Dafür müssen wir 
die Energiekonzerne enteignen und unter demokratische 
Kontrolle der Konsument_Innen und Beschäftigten stellen. 
Nur so können wir sicherstellen, dass die Unternehmen ihre 
Verluste nicht zu Lasten ärmerer Länder ausgleichen und 
dabei eine ökologische Transformation weg von fossiler 
Energiegewinnung organisieren. Eine Umgestaltung der 
Wirtschaft, hin zu einem ausgeglichenen Kreislauf zwi-
schen Mensch und Natur, kann jedoch letztlich nur in einer 
demokratischen Planwirtschaft erfolgen, in der nicht der 
Profit, sondern die Bedürfnisse von Mensch und Natur die 
Produktion bestimmen. Um dahin zu kommen, müssen wir 
im Hier und Jetzt Forderungen aufwerfen, die eine Antwort 
auf die sozialen Verwerfungen der Inflationskrise geben 
und zugleich den Massen aufzeigen, dass sie selbst die 
Macht erobern müssen, um der Barbarei zu entkommen.

Diese Forderungen werden sich nicht von selbst umset-
zen. Wir müssen schon selbst dafür kämpfen, dass die 
Krise nicht auf unserem Rücken ausgetragen wird. Dabei 
müssen wir auch klar machen, dass wir den hinterhältigen 
Angriff Russlands auf die Ukraine klar ablehnen, jedoch 
in den Sanktionen kein Mittel sehen, das den Krieg auf-
hält. Vielmehr versuchen imperialistische Staaten wie die 
USA oder Deutschland mit den Sanktionen eine misslie-
bige Konkurrenz wie Russland zu schwächen, und das auf 
dem Rücken der Ukraine, der russischen Arbeiter_Innen 
und von uns. Was wir brauchen ist internationale Klas-
sensolidarität unter dem Slogan „No Putin, No NATO“.

Auch wenn die Positionen der Organistor_Innen zum 
Ukraine-Krieg weit auseinandergehen, gibt es bundes-
weit bereits regelmäßig Demonstrationen und Kund-
gebungen gegen die Folgen der Inflation. Verschiedene 
Bündnisse wie „Genug ist genug“ oder „Brot, Heizung, 
Frieden“ versuchen linke Initiativen und Organisationen 
hinter gemeinsamen Forderungen zu vereinen. Zentral 
ist dabei, ob sie es schaffen werden, die Gewerkschaften 
und auch linke Teile der SPD und der Linkspartei für sich 
zu gewinnen und diese zur Mobilisierung ihrer Mitglied-
schaft zu bewegen. Nur mit Massendemonstrationen und 
Streiks werden sich diese Forderungen auch tatsächlich 
durchsetzen lassen. Jedoch wäre das nicht die erste soziale 
Bewegung, in der SPD, Linkspartei und Gewerkschaften 
am Start waren, und die Bewegung jedoch vielmehr ins 
System integriert anstatt im Kampf gegen das System 
unterstützt haben. Deshalb müssen wir Aktionskomitees in 
unseren Schulen, Unis, Stadtteilen und Betrieben auf-
bauen, uns von unten organisieren und verhindern, dass 
die Reformist_Innen die Führung an sich reißen. Aktuell 
bleibt jedoch noch offen, ob der viel beschworene „Heiße 
Herbst“ eine rechte oder linke Richtung annehmen wird. 
Mit bürgerlichen Forderungen nach einem Wiedereinstieg 
in die Atomenergie oder einer Verschiebung des Kohleaus-
stieges versuchen die Rechtspopulist_Innen die sozialen 
Verwerfungen für sich zu nutzen. Auch Forderungen nach 
Aufhebung der Sanktionen gegen Russland finden sich bei 
den Rechten. Ihnen geht es dabei jedoch nicht um interna-
tionale Klassensolidarität, sondern um’s „deutsche Volk“. 
Es geht ihnen darum, deutsche Kleinunternehmen, die 
durch die Sanktionen in Bedrängnis geraten sind, wieder 
zahlungsfähig zu machen. Es liegt an uns, die Rechten 
von unseren Demos zu schmeißen und eine klarere und 
entschiedenere Perspektive von links aufzuzeigen, wol-
len wir die Folgen der Inflation abfedern und aus dieser 
Defensive in die revolutionäre Offensive übergehen!

Was können 
wir tun?

•	 Wir fordern:
•	 Lehrmittelfreiheit! Schulbücher, 

Hefte, Stifte, digitale Endgeräte 
und auch das Schulessen müs-
sen kostenlos für alle sein!

•	 Eine Erhöhung des Mindestlohns 
und der Renten! Für ein elternun-
abhängiges Grundeinkommen für 
Jugendliche von 1600 € monatlich!

•	 9€-Ticket vorbei? Macht den 
ÖPNV endlich kostenlos!

•	 Für eine gleitende Skala der Löhne, 
die automatisch an die steigende 
Inflationsrate angepasst wird!

•	 Stoppt die Preisexplosionen! Sofor-
tige Preisdeckel für Energie, 

Lebensmittel und Mieten!
•	 Für eine stärkere Besteuerung der-

jenigen, die an der Krise verdienen! 
Legt ihre Geschäftsbücher offen 
und enteignet die, die sich wei-
gern, die Steuer zu bezahlen!

•	 Geld für Soziales, Bildung und 
Gesundheit statt 100 Milliar-
den für die Bundeswehr!
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Am 10.08 waren wir in Hamburg auf der Ende Gelände 
Demonstration. Tausende haben sich versammelt um dort 
für den Ausstieg aus den fossilen Energien zu protestieren. 
Die Demo wurde organisiert unter dem Motto „Sauberes 
Gas ist eine dreckige Lüge“ als Reaktion darauf, dass die 
Bundesregierung anstatt Gas aus Russland zu importieren 
nun Gas aus Katar oder den USA einschifft. Dafür sollen 
neue Terminals gebaut werden, die das LNG (Liquified 
natural gas – Flüssigerdgas) annehmen können. Doch der 
Kampf gegen das Flüssigerdgas war in Hamburg zu der 
Zeit nicht der einzige Kampf. Zeitgleich streikten im Hafen 
Hamburgs dessen Arbeiter_Innen für bessere Arbeitsbe-
dingungen. Diesen Arbeitskampf anzuerkennen und ihn 
mit dem Protest gegenüber fossilen Energien zusammenzu-
führen, war eines unserer Anliegen bei Ende Gelände, denn 
die Spaltung der verschiedenen Gruppen bevorteilt nur die 
Kapitalist_Innen. Es bleibt unser Motto: Klimaschutz und 
Klassenkampf sind untrennbar voneinander und genau 
so müssen sie auch gedacht und praktiziert werden.

In Leipzig sind ca. 4000 Menschen dem Aufruf der 
Linkspartei gefolgt und gegen die Krisenpolitik der 
Bundesregierung auf die Straße gegangen.  Menschen 
allen Alters hatten sich auf der Kundgebung eingefun-
den, nur einen kleinen Teil davon könnte man den übli-
chen linken Gruppen zuordnen. Viele waren sicher das 
erste Mal in jüngerer Zeit auf einer Demonstration. 

Gleichzeitig hatten verschiedene rechte bis faschis-
tische Gruppen auf den Augustusplatz mobilisiert, wie 
die “Freien Sachsen” und die Querdenker. Wir sollten 
deren Mobilisierung aber nicht klein reden, denn sie 
stellt nach wie vor eine ernstzunehmende Gefahr dar. 
Mindestens 1000 Menschen hatten sich auf der Gewand-
hausseite versammelt und wurden später durch ver-
schiedene antifaschistische Initiativen blockiert. 

Zeitgleich zog unsere Demo über den Ring. Neben 
unserem lautstarken Block, bestehend aus Revo, GAM, 
der internationalen Jugend, dem Solidaritätsnetzwerk 
und dem Frauenkollektiv unter dem Slogan “die Reichen 
solln die Krise zahln - Mieten runter, Löhne rauf!”, war 
auch die Linkspartei und solid, sowie der SDS, aber auch 
die SDAJ/DKP und anarchistische Gruppen vertreten. 

Dies kann aber nur ein erster Auftakt gewesen sein, 
der Startschuss zum Aufbau einer tatsächlichen Bewe-
gung gegen die Krise. Wir fordern die Linkspartei 
und alle anderen linken Gruppen und Gruppen der 
Arbeiter_Innenklasse auf, ein gemeinsames Bündnis 
zu schaffen, in welchem die nächsten Schritte zusam-
men diskutiert und beschlossen werden können.

Hamburg
Leipzig

Revo vor Ort



Die Türkei ist ein Land mit 85 
Millionen Einwohner_Innen und 
einem BIP von 850 Mrd. (ca. 
ein Drittel von Deutschland). 
Durch seine Lage zwischen dem 
Nahen Osten und Europa hat 
es neben seinem wirtschaftli-
chen Gewicht auch geopolitische 
Bedeutung. Außerdem ist das 
Land Teil der NATO und hat 
sogar die zweitgrößte Nato-Ar-
mee. Zuletzt hat die wirtschaft-
liche Erfolgsgeschichte jedoch 
mit einer offiziellen Inflation 
von 80 % ein vorläufiges Ende 
gefunden. Wie kam es zur 
Krise in der Türkei und wie 
kann sie gestoppt werden?
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Von Jonathan Frühling

Mit der AKP und Recip Tayyip Erdogan 
kam 2003 eine rechte, muslimische Partei 
an die Macht. Die nächsten Jahre waren 

von einer liberalen wirtschaftlichen Entwicklung geprägt, 
die sogar das Entstehen einer großen Mittelschicht ermög-
lichte. Allerdings erfolgten auch Privatisierungen und 
insgesamt eine Verschlechterung der Lage der Lohnabhän-
gigen. 2013 hat das zu den großen Gezi-Protesten geführt, 

die sich gegen Verdrängung und die Regierung insgesamt 
richteten. Diese wurden jedoch blutig niedergeschlagen.

Die Türkei ist zwar nicht faschistisch, hat sich innenpo-
litisch jedoch immer mehr zu einer neoliberalen Diktatur 
entwickelt. Seit 2016 wurde ein brutaler Krieg gegen das 
kurdische Volk im Südosten des Landes geführt, um deren 
Autonomiebestrebungen zu zerstören. Schon seit der Grün-
dung der kapitalistischen Türkei wurden die Kurd_Innen, 
die größte Minderheit im Land, massiv unterdrückt. Diese 
Politik, die sie zu Bürger_Innen zweiter Klasse machte, 
führte erst zum Kampf gegen den türkischen Staat und 
schließlich um Autonomiegebiete. Erdogan unterdrückte 
diesen Kampf mit besonderer Härte. Die Pressefreiheit 
ist mittlerweile eine der niedrigsten der Welt. Trotzdem 
hatte Erdogan in der Mehrheitsgesellschaft immer ein 
recht gutes Ansehen, was er aber nun zu verlieren scheint: 
In den Umfragewerten steht die AKP bei 30 %, was einen 
Verlust von über 13 % darstellt. Sie hat also bereits einen 
Teil ihrer früheren Basis verloren und schafft es immer 
weniger die Interessen der verschiedenen Kapitalfraktio-
nen zu vereinen. Ihr Koalitionspartner, die faschistische 
MHP, liegt bei 7 Prozent und würde damit sogar den Einzug 
ins Parlament verpassen. Am 18. Juni 2023 werden die 
nächsten Parlamentswahlen in der Türkei abgehalten. 
Die aussichtsreichste Oppositionspartei ist allerdings die 
bürgerliche CHP, die die Kriege im Aus- und Inland, sowie 
jegliche neoliberale Reform im Inneren unterstützt hat.

 
Die Türkei war lange Zeit eines 

der Länder mit einem großen Wirt-
schaftswachstum. Zum Teil nutzlose 

Infrastrukturprojekte haben zwar kurzfristig die Wirt-
schaft angekurbelt, jedoch auch Staatkassen belastet, 
sodass die Verschuldung von 2005 bis 2021 von 175 Mrd. 
auf 435 Mrd. (41,6 % des BIP) gestiegen ist. Die wich-
tigsten Industriesektoren sind die Textilindustrie, die 
Automobilindustrie, sowie die chemische Industrie, der 

Inflation und 
politische Krise 
in der Türkei

Die Wirtschaft 
der TürkeiPolitische 

Entwicklung



Maschinenbau und die Elektronikbranche. Im Dienstleis-
tungssektor, der ca. 50% der Wirtschaft ausmacht, ist vor 
allem die Tourismusbranche zu nennen. Weitreichende 
Privatisierungen im öffentlichen Sektor (z.B. im Gesund-
heitsbereich) haben in den letzten Jahren zu einer Ver-
schlechterung der Leistungen und der Arbeitsbedingungen 
in diesem Sektor geführt. Das Wachstum des BIP wird 
für die nächsten Jahre nur noch auf ca. 3 % geschätzt.

 
Im August 2021 begann die Inflation in 

die Höhe zu schnellen. Da Erdogan eine 
Rezession befürchtete, hatte er den Leitzins (Zinssatz 
bei dem sich Banken bei der Zentralbank Geld leihen 
können) nicht gehoben. Das Kalkül ging allerdings nicht 
auf und die Inflation stieg in der Folge bis zum August 
2022 auf offiziell 80%. Grund dafür ist u.a. auch der 
Krieg Russlands gegen die Ukraine. Der Hauptgrund 
der Inflation ist allerdings die schwache Landeswäh-
rung Lira, die dafür sorgt, dass Importe (z.B. von Nah-
rungsmitteln und Energie) deutlich teuer werden.

Die Erhöhung des Mindestlohns auf umgerechnet 
ca. 300 € kann die Verarmung der Bevölkerung nicht 
aufhalten. Über 20 % leben heute unter der Armuts-
grenze und die Jugendarbeitslosigkeit liegt bei 50 %.

 
Die Außenpolitik der Türkei ist 

davon geprägt, pro-kurdische Kräfte 
zu bekämpfen. Z.B. bereitet die Türkei gerade einen 
fünften (!) Krieg gegen die kurdischen Autonomiege-
biete Rojava in Nordsyrien vor. Auch im Irak ist die Türkei 
einmarschiert und bombardiert regelmäßig kurdische 
Dörfer, um die pro-kurdische Partei PKK zu bekämpfen.

Zwar ist die Türkei in der NATO, hat aber Konflikte mit 
einzelnen Staaten, wie z.B. den USA, die die Kurd_Innen in 
Syrien gegen den IS unterstützen. Außerdem besteht eine 
lange Feindschaft mit Griechenland über die Herrschaft 
über diverse Inseln, aber auch um das Recht auf Gasboh-
rungen im Mittelmeerraum. Dies führte bereits in diesem 
Jahr fast zum Krieg zwischen den beiden NATO-Staaten. 
Mit Russlands Unterstützung des Assad-Regimes besteht 
zwar in Syrien ein Interessenkonflikt, allerdings ist es 
auch ein wichtiger Handelspartner, weshalb die Türkei 
stets um einen Ausgleich bemüht ist. Insgesamt versucht 
die Türkei ihre wirtschaftlichen Probleme militärisch 
mit einer aggressiven Außenpolitik in Syrien, Libyen 
oder als „Türsteher“ Europas auszugleichen. Gleich-
zeitig mit dem Hass auf das kurdische Volk, und angeb-
lichem innerem „Terror“ den sie der PKK zu schieben. 
Das hilft Angst in der Bevölkerung vor den äußeren und 
inneren „Feinden“ zu schüren, um vor den tatsächli-
chen Problemen und ihren Ursachen abzulenken.

 
Gewerkschaftlicher Widerstand gegen 

die Politik der Regierung fiel abgesehen 
von den Gezi-Protesten 2013 leider eher schwach aus, da die 
Gewerkschaften traditionell sehr mitgliederschwach sind. 
Nur 9,2% der arbeitenden Menschen sind überhaupt orga-
nisiert und kaum 3 % arbeiten unter Tarifbedingungen. 
Anfang 2022 gab es allerdings Streiks in der Metall- und 
Elektroindustrie von drei Gewerkschaften. Auch Essens-
lieferant_Innen, Textilarbeiter_Innen und Angestellte im 
Gesundheitssektor haben 2022 gestreikt (teilweise mehr-
fach) und somit den Lohnabhängigen den Weg in den Kampf 
gewiesen. Dieser rasante Anstieg von Streiks 2022 hat auch 

zu massenhaften Eintritten in die Gewerkschaften geführt. 
Die Schwäche der Regierung und die anstehenden 

Wahlen sind eine gute Möglichkeit, die Belange der Arbei-
ter_Innenklasse in den Fokus der Politik zu rücken und den 
Kampf gegen die kapitalistische Grundlage der Regierung 
populär zu machen. Dafür müssen die Gewerkschaften 
jedoch koordiniert auftreten. Sie müssen sich zu einem 
Aktionsbündnis gegen die Preissteigerungen zusam-
menschließen. Nur so kann die Arbeiter_Innenklasse zu 
einem politischen Machtfaktor werden, der Unentschlos-
sene anzieht und der Regierung die Stirn bieten kann.  

Sie muss auch Forderungen, wie die Verstaatli-
chung des Gesundheitssektors aufstellen, um die 
Gesellschaft in ihrem Sinne zu verändern. 

Aus einer solchen Bewegung müsste aber auch eine 
revolutionäre Partei entstehen. Die HDP kann als eine 
reformistische Partei eine solche Rolle nicht einnehmen. 
Mit ihre Forderungen nach einer teilweisen Integration 
der kurdischen Bewegung in den türkischen Staat und 
begrenzten sozialen Reformen können die Probleme 
der Wirtschaft und Gesellschaft nicht behoben wer-
den. Nur eine antikapitalistische Revolution kann den 
wirtschaftlichen Verfall der Türkei noch aufhalten.

•	 Für einen Generalstreik gegen Krieg 
und Inflation, angeleitet von den 
Gewerkschaften und Arbeiter_Innen-
kommitees in den Betrieben!

•	 Gegen das Verbot von PKK, HDP 
und gegen jegliche Diskriminierung 
des kurdischen Volkes, für ein Recht 
auf autonome kurdische Gebiete!

•	 Für die Enteignung aller Betriebe 
und hohen Vermögen unter Kont-
rolle von Arbeiter_Innenkommitees, 
Stopp sinnloser und verschwend-
erischer Infrastrukturprojekte! 

•	 Für eine gleitende Lohnskala ange-
passt an die Inflation und eine Erhö-
hung von Mindestlohn und Arbeitslo-
sengeld unter Kontrolle der türkischen 
und kurdischen Arbeiter_Innen!

•	 Für die Streichung aller Schul-
den der Türkei an das Ausland!

•	 Für den Austritt der Türkei aus der NATO, 
gegen jede Militärunterstützung im Kampf 
gegen Rojava von Deutschland (insbeson-
dere Waffen- und Panzerlieferungen)!

•	 Für eine revolutionären Aufstand der 
Arbeiter_Innen und Bäuer_Innen der 
Türkei und Kurdistans und den Sturz 
des reaktionären Erdogan-Regimes!
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Von Flo Schwerdtfeger

Wie eingangs erwähnt ist die Sicherheit 
der Atomkraftwerke von ihrem Umfeld 

abhängig. Man denke an die Katastrophe im japanischen 
Fukushima zurück, wo ein Tsunami eine Nuklearkatast-
rophe auslöste. Die AKWs in Frankreich mussten diesen 
Sommer heruntergefahren werden, da die Wasserver-
sorgung nicht gewährleistet werden konnte. Das Wasser 
ist für die Stromerzeugung durch Kernspaltung jedoch 
notwendig. Es wird benötigt, um das erhitzte Wasser, 
welches die Brennstäbe umgibt, abzukühlen. Ohne die-
ses Wasser würde das Kraftwerk überhitzen. Grund für 

Warum 

Atomenergie 
keine grüne 
Alternative 
ist.

Wie schön könnte die Welt sein, wenn Ato-
menergie wirklich das wäre, was alle immer 
versprechen: klimaneutral, günstig, immer 
verfügbar und natürlich hoch sicher. Aber 
leider ist es nichts davon. Der Abbau und die 
Endlagerung haben große Umwelteinflüsse, 
die für die Stromerzeugung eingesetzten 
Stoffe sind genauso fossil wie Gas, Kohle 
und Öl und die Sicherheit der Kernkraft-
werke ließ sich diesen Sommer, sowohl in 
Frankreich, als auch in der Ukraine beob-
achten. Und das Thema Kernkraft wird 
immer wieder auf den Tisch gebracht, sei es 
zur Rettung der Welt vor dem Klimawandel 
oder um uns trotz der Sanktionen gegen-
über Russland durch den Winter zu bringen, 
ungeachtet der jahrzehntelangen Kämpfe 
der Anti-Atomkraft-Bewegung. Die sinnvol-
len und bereits oft genannten Alternativen 

werden hingegen weiter blockiert oder nur 
mit der Kneifzange angefasst: Windkraft 
und Photovoltaik laufen so schleppend 
weiter wie sonst auch, Wärmeerzeugung 
über Biogas wird durch Monokulturen ad 
absurdum geführt und mit bloßer Energie-
effizienz in der Dämmung von Gebäuden 
oder dem Verkehr bräuchten wir gar nicht 
erst anfangen. Müssen wir aber! Und einen 
kleinen Überblick soll dieser Artikel leisten.

9

Atomenergie



die Wasserversorgungsprobleme in Frankreich war die 
anhaltende Dürre diesen Sommer. Angesichts des Klima-
wandels wird die nächste Dürre nicht lange auf sich warten 
lassen. Weiteres großes Katastrophenpotenzial liegt in der 
Ukraine. Da die Ukraine größtenteils ihren Strom aus AKWs 
bezieht, laufen diese trotz Krieg weiter und sind hochge-
fährdet. Einerseits könnte Russland durch ihre Eroberung 
die Hoheit über die Stromproduktion weiter Teile des Lan-
des gewinnen und damit massiv an Macht gewinnen. Ande-
rerseits können Kämpfe in direkter Nähe zu Explosionen 
und damit zu unüberschaubaren Kettenreaktionen führen. 

Doch nicht nur Kriege und Naturkatastrophen machen 
AKWs zu tickenden Zeitbomben. Es ist auch die Tech-
nologie an sich, die eine große Gefahr für Mensch und 
Natur darstellt. Atomkraftbefürworter_Innen führen oft 
an, dass bei der Verstromung lediglich ungefährlicher 
Wasserdampf entsteht. Das ist korrekt: Die Brennstäbe 
zerfallen, erhitzen dadurch einen Wasserkreislauf und 
dieser treibt eine Turbine an. Allerdings ist das Uran oder 
Plutonium, welches benötigt wird, auch endlich auf diesem 
Planeten. Außerdem wird bei der Förderung dessen CO2 
und Radioaktivität freigesetzt und bei der Verstromung 
entsteht waffenfähiges Material. Das größte Problem 
liegt in der Endlagerung der radioaktiven Materialien. 
Bisher müssen alte Zechen herhalten, in der Hoffnung sie 
liegen in erdbebensicheren Gebieten und in die Höhlen 
tritt kein Wasser ein, welches die Metallfässer zum Ros-
ten bringen könnte. Dabei reagiert radioaktives Material 
immer mit seiner Umwelt und stellt damit eine unmit-
telbare Bedrohung mit unvorhersehbaren Folgen dar.

Doch sind erneuerbare Energien 
tatsächlich bessere Alternativen? Die 
meisten kennen Wind, Wasser und Sonne, 

sowie auch Biogas. Zurzeit besteht allerdings das Problem, 
dass all diese Technologien noch unter kapitalistischen 
Umständen eingesetzt und produziert werden. Für Solar- 
und Windkraft werden unter ausbeuterischen Verhält-
nissen der Arbeiter_Innen und der Umwelt die nötigen 
Ressourcen abgebaut und die Frage des Recyclings bleibt 
ebenfalls weiter offen. Die großen Wasserkraftwerke bzw. 
eher die anliegenden Stauseen überfluten weitreichen-
den Gebiete bei ihrem Anstauen, wobei Lebensräume für 
Tiere und Pflanzen zerstört werden. Und beim derzeitigen 
Einsatz von Biogas werden landwirtschaftliche Flächen aus 
der Lebensmittelproduktion entnommen und dort statt-
dessen hochenergetische Pflanzen angebaut. Wir sehen 
also, dass nur die Umstellung wie wir Strom produzieren 
nicht Klima und Umwelt retten wird. Einher muss auch 
der gesellschaftliche Wandel gehen rund um die Frage wie 
wir mit Energie in Zukunft umgehen wollen. Das heißt, es 
ist nicht nur zentral wie Energie gewonnen wird, sondern 
auch zu welchem Zweck, in welchem Wirtschaftssystem 
und wer die Kontrolle darüber hat. Grüne Technologie, die 
auf die Maximierung von Profit ausgerichtet ist, wird nie 
völlig nachhaltig sein, da der Hunger nach Profit letztlich 
über den Bedürfnissen von Mensch und Natur steht. Eine 
Solarzelle, die nie kaputt geht und ewig funktioniert, wird 
dem produzierenden Unternehmen weniger Geld einbrin-
gen, als ein Modell, das nach gewisser Laufzeit wieder 
ersetzt werden muss. Die Energiewende ist deshalb ein 
Prozess, der nur erfolgreich sein wird, wenn er demokra-
tisch von den Beschäftigten der Energieproduktion und 
den Konsument_Innen organisiert und kontrolliert wird.

Der Krieg Russlands gegen die 
Ukraine befördert nun die Probleme 
der Energiepolitik weiter. Anstatt auf 

das Fehlen des Gases mit dem Umbau unserer Energi-
einfrastruktur zu reagieren, wird das ganze Repertoire 
an fossilen Systemem aufgefahren. Es wird Gas in Katar 
und den USA gekauft und eingeschifft, die Kohleverstro-
mung wird weiter befeuert, Lützerath wird abgebaggert 
und der Atomausstieg wird aufgeschoben. Es wird alles 
getan, außer die Erneuerbaren zu fördern. Obwohl uns 
diese nicht nur mit den nötigen Energien beliefern könn-
ten, sondern auch unabhängig gegenüber dem Öl, Gas 
und Uran der Despoten machen. Und trotzdem behar-
ren von FDP, CDU bis zur AfD alle auf diesen Lösungen 
für die Energiekrise. Diese Parteien nutzen die Krise 
für einen Rollback um die Errungenschaften der letzten 
Jahre Klimaschutzbewegung ungeschehen zu machen. 
Aber es gab da doch noch eine Partei, die für Klimaschutz 
steht, in deren DNS die Gegnerschaft gegen Atomkraft 
eingewoben ist. Die Grünen! Tja, in der Regierung und 
der Realpolitik verschwinden dann auch ihre Ideale. 

Wir stehen nun vor dem Problem, 
dass der Winter aller Wahrscheinlich-
keit nach teuer wird, aber dank Klima-
wandel vielleicht nicht kalt. Außerdem 

stehen wir vor dem Problem, dass wir zwar zu Recht 
auf 20 Jahre und mehr vertanen Ausbau der Erneuer-
baren Energien hinweisen müssen, aber bis zum Winter 
nicht die technische Transformation geschehen wird. 

Alles was uns bleibt ist den Protest zu organisie-
ren. Sowohl für die Lösung der sozialen Probleme, die 
wir jetzt schon spüren und die bevorstehen, als auch 
um den Klimawandel zu bekämpfen. Es ist unsere 
Aufgabe, die Energiefrage in die Antikrisenbewe-
gung hineinzutragen und deshalb fordern wir:

•	 sofortiger Stopp der Subventionen für 
fossile Energien und massiver Aus-
bau der erneuerbaren Energien

•	 Deckelung der Energiepreise 
und Enteignung der Energiekon-
zerne und Krisengewinne unter 
Arbeiter_Innenkontrolle

•	 keine weiteren Laufzeitverlängerungen 
für Gas-, Kohle- und Atomkraftwerke

•	 Schluss mit der Zerstörung von 
Lebensräumen und Dörfern für 
die Profite von RWE & Co

Erneuerbare 
Energien

Wo steht die 
Politik�?

Was ist nun 
aber unsere 
Perspektive?
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Antislawischer 
Rassismus: 
Geschichte und 
Perspektiven 

Vertreibung der slawischen Stämme stellte eine Hauptein-
nahmequelle für die Ritter dar und ist auch heute noch 
in der Ähnlichkeit der Worte (Slawe/Sklave) sichtbar. 

Im Deutschen Kaiserreich wird diese Tradition durch 
die kolonialen Interessen Deutschlands in Osteuropa 
wiederbelebt und der Erste Weltkrieg soll den uneinge-
schränkten Zugriff auf slawische Arbeitskräfte sichern. 
Da solch brutale und menschenverachtende Pläne immer 
nach einer vermeintlichen Legitimierung fordern, blühen 
die rassistischen, pseudo-wissenschaftlichen Diskurse 
im 19. Jahrhundert besonders auf und konstruieren die 
Slawen als eigene „Rasse“, die gegenüber den Deut-
schen abgewertet wird. Besonders eindrücklich wird 
dies durch die Etablierung des Begriffs des „slawischen 
Untermenschen“. Dass diese Form des Rassismus auch 
oft Hand in Hand mit anderen Unterdrückungsformen 
wie dem Antisemitismus und dem Antiziganismus (Dis-
kriminierung von Sinti*ze und Rom*nja) geht, zeigt sich 
an stigmatisierenden Begriffen wie dem des „Ostjuden“. 

Obwohl der Erste Weltkrieg für Deutschland scheitert, 
lebt der Traum vom „Deutschen Osten“ im Nationalsozi-
alismus weiter und erreicht im Vernichtungskrieg seinen 
negativen Höhepunkt. Ideologisch wird der slawischen 
Bevölkerung durch das NS-Regime die Rolle minderwer-
tiger Sklaven zugewiesen und deren Genozid zur Bedin-
gung einer erfolgreichen Expansionspolitik erklärt. Die 
ohnehin als „Untermenschen“ betrachteten Menschen 
seien der nationalsozialistischen Ideologie gemäß durch 
den Bolschewismus zu „zurückgebliebenen Tieren“ 
mutiert. Der faschistische Vernichtungskrieg wurde in 
kolonialer Manier zur „Zivilisierungsmission“ verklärt. 
Die Blockade Leningrads, bei welcher über eine Millionen 
Menschen erfroren und verhungerten, weil die Deut-
schen sie für „unnötige Esser“ hielten, stellt nur eine 
von vielen Gräueltaten gegenüber der slawischen Bevöl-
kerung dar. Auch in der Ukraine vernichteten die deut-
schen Besatzer ganze Dörfer. Nachdem die Rote Armee 
die Faschist_innen jedoch erfolgreich zurückschlug und 

Von Sani Meier 

In aktuellen Debatten um Rassismus wird dieser häu-
fig als Phänomen beschreiben, welches People of Color 
abwertet, unterdrückt und ausbeutet. Dass diese Definition 
in vielen Fällen zwar zutrifft, aber dennoch, vor allem in 
Europa, nicht ausreicht, soll dieser Artikel herleiten. Es 
geht im Folgenden um die Geschichte und die Merkmale 
des Antislawischen Rassismus in Deutschland, welcher bis 
heute nicht aufgearbeitet oder anerkannt wird und im Zuge 
des Krieges um die Ukraine erneuten Aufschwung erfährt. 

In Europa bilden die sogenannten 
„slawischen Völker“ die zahlenmä-
ßig größte Gruppe von Ethnien. Dazu 

zählen die ostslawischen Staaten Russland, die Ukraine 
und Belarus, die westslawischen Staaten Polen, Tschechien 
und die Slowakei und die südslawischen Staaten Bulgarien, 
Slowenien, Kroatien, Serbien, Bosnien und Herzegowina, 
Nordmazedonien und Montenegro. Zusätzlich leben bis 
heute große slawische Minderheiten in den ehemals zur 
Sowjetunion gehörigen Staaten Litauen, Lettland, Estland, 
Kasachstan und Moldau. In Deutschland machen Menschen 
aus Osteuropa die Hälfte aller Menschen mit Migrations-
hintergrund aus. Ihre rassistische Unterdrückung wird 
als antiosteuropäischer / antislawischer Rassismus oder 
Antislawismus bezeichnet und äußert sich durch abwer-
tende Zuschreibungen zum geografischen Raum Osteu-
ropas und seinen (ehemaligen) Bewohner_Innen. Damit 
einhergehend kommen unter anderem eine wirtschaft-
liche Benachteiligung, verstärkte Ausbeutung, Vertrei-
bung, Ausgrenzung und andere Gewalterfahrungen. 

Die Zeugnisse für die Existenz 
von antislawischem Rassismus in 
Deutschland reichen zurück bis ins 
Mittelalter. Da Slawen zu dieser Zeit 

in den Gebieten des heutigen deutschen Ostens lebten, 
wurden sie immer wieder Opfer germanischer Raub-
züge und Kriege. Die Versklavung, Unterwerfung und 

Um wen geht 
es eigentlich?

Geschichte des 
antislawischen 
Rassismus:
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zurück nach Westen drängte, wurde das Stereotyp der 
„feigen Halbtiere“ durch die „asiatischen wilden Horden“, 
die über das arme Deutschland herfallen, ausgetauscht.

Mit dem Ende des zweiten Weltkriegs wird der Rassismus 
gegenüber Osteuropäer_Innen weder aufgearbeitet und 
entschädigt, noch bekämpft und bekommt in Zeiten des 
Kalten Krieges im Antikommunismus ein neues Gewand. 
Zuwander_Innen aus dem Osten Europas werden massiv 
abgewertet und das Stereotyp der „wilden und invasiven 
Horden“ bleibt bestehen: Immer noch begegnen uns die 
Vorurteile von angeblich „klauenden Polen“, „saufenden 
Russen“ oder „arbeitsscheuen Bulgaren“. Diese Formen 
der rassistischen Abwertung legitimierten Gesetze, die 
die Einreise nach Deutschland massiv erschwerten, sowie 
berufliche Dequalifizierungen, durch welche Osteuro-
päer_Innen in der deutschen Arbeitshierarchie weit nach 
unten gedrängt wurden. Bis heute sind sie am stärksten in 
Branchen wie der Lagerlogistik, der Fleischindustrie, der 
Landwirtschaft und als Reinigungs- oder Pflegekräfte tätig, 
welche am rücksichtslosesten von deutschen Kapitalist_
Innen ausgebeutet werden. Hinzu kommen Diskriminie-
rung und Ausgrenzung aufgrund von Sprache, Akzent oder 
kulturellen Traditionen, welche vor allem russischspra-
chige Menschen seit Beginn des Ukrainekrieges verstärkt 
zu spüren bekommen. Obwohl der russische Angriffskrieg 
klar zu verurteilen ist, werden nun alle Menschen, die man 
(oft fälschlicherweise) für Russ_Innen hält, für diesen ver-
antwortlich gemacht. Russische Restaurants und Geschäfte 
werden mit Drohungen überhäuft und mitunter auch ange-
griffen. Menschen, die Russisch sprechen werden beleidigt. 
Schüler_Innen berichteten uns davon, in der Schule mit 
Fragen wie „Und wie sehen deine Eltern das eigentlich?“ 
konfrontiert zu sein und sind einem konstanten Recht-
fertigungsdruck ausgesetzt. Damit wird auch implizit die 
Erwartung ausgedrückt, alle Russ_Innen wären zwangs-
läufig Unterstützer_Innen Putins, was die Einbeziehung 
dieser Menschen in den Widerstand gegen den Krieg ver-
hindert und Schüler_Innen in ihrem Alltag unnötig unter 
Druck setzt und zu sozialer Ausgrenzung führen kann.

Aber Moment mal: Das heißt also, 
es gibt doch Rassismus gegen weiße 
Menschen? Die Aussage, dass es die-
sen nicht geben könne, wird meistens 

dann getroffen, wenn Phänomene, die eindeutig keine 
strukturelle rassistische Unterdrückung darstellen, als 
solche betitelt werden. Zum Beispiel, wenn Linke sich 
gegen das Zelebrieren von Nationalstolz während der 
Fußball-WM aussprechen oder wenn in den USA im Zuge 
der „Black Lives Matter“-Bewegung gefordert wird, dass 
weiße Menschen sich in dieser zurücknehmen sollen, um 
Betroffenen Raum für den Ausdruck ihrer Erfahrungen 
zu geben. In diesen Fällen liegt natürlich eindeutig kein 
Rassismus gegen Deutsche oder weiße US-Amerika-
ner_Innen vor- aber dennoch ist die Analyse von Rassis-
mus, als einer Unterdrückungsform, die zwangsläufig und 
primär aufgrund einer dunkleren Hautfarbe oder anderen 
äußerlichen Merkmalen ausgeübt wird, ungenügend. 

Rassismus ist ein soziales Phänomen, welches von der 
besitzenden Klasse eingesetzt wird, um bestimmte Arbei-
ter_Innen möglichst effizient ausbeuten zu können- dies 
kann über biologische Merkmale legitimiert werden, muss 
es aber nicht zwangsläufig. In Bezug auf Osteuropäer_
Innen wird dies vor allem durch die Zuschreibung eines 

niedrigeren sozialen Status gemacht und nicht durch die 
Hautfarbe. Dabei ist wichtig zu verstehen, dass der Kapita-
lismus auf dem Streben nach maximalem Profit und inter-
nationaler Konkurrenz beruht: Kapitalist_Innen sind also 
darauf angewiesen, möglichst kostengünstig zu produzie-
ren, um ihre Gewinne zu steigern. Ein sehr effizienter Weg 
ist dabei die Einsparung von Lohnkosten, welche sich am 
besten rechtfertigen lässt, indem die Arbeitskraft bestimm-
ter Menschen dequalifiziert wird. Dass diese Ungleichbe-
handlung als „natürlich“ angesehen werden kann, wird 
durch die Einteilung der Welt in Nationalstaaten und die 
Konkurrenz zwischen diesen erleichtert. Hierarchisierung 
und Ausbeutung erscheint in diesem Zuge als notwendig 
und legitim und verhindert zusätzlich eine effektive Solida-
risierung innerhalb der weltweiten Arbeiter_Innenklasse 
gegen die Kapitalist_Innen. Letztendlich kann Rassismus 
prinzipiell jede Gruppe treffen, die im Kapitalismus zu einer 
anderen Gruppe in ökonomischer Konkurrenz steht. Wie 
flexibel und wandelbar die Darstellung bestimmter Natio-
nen in den deutschen Medien ist, zeigt sich momentan am 
Beispiel der Ukraine: Während Ukrainer_Innen über Jahr-
zehnte hinweg den Stereotyp der billigen Reinigungskraft, 
Feldarbeiter_In, Bauarbeiter_In oder Sexarbeiter_In ver-
körpern mussten, sind sie nun innerhalb weniger Wochen 
zu heroischen Freiheitskämpfer_Innen der Demokratie im 
Osten Europas geworden. Dass dieser Wandel zeitgleich mit 
einem gesteigerten Interesse des deutschen Imperialismus 
an der ukrainischen Wirtschaft und deren geopolitischer 
Lage von statten geht, ist kein Zufall, sondern Taktik. 

Als Revolutionär_Innen ist es unsere Aufgabe, die Rolle 
des Rassismus innerhalb des Kapitalismus aufzuzeigen und 
zu benennen: Er ist eines der Werkzeuge, welches die Kapi-
talist_Innen einsetzen, um möglichst effizient auszubeuten 
und eine gemeinsame Organisierung der Arbeiter_Innen 
und der Jugend zu verhindern. Doch davon dürfen wir uns 
nicht blenden lassen: Die Aufteilung der Welt in Natio-
nalstaaten und die ihnen zugeschriebenen Attribute sind 
weder natürlich, noch notwendig und unsere Solidarität 
muss sich in all unseren Kämpfen über sie hinwegsetzen. 
Sei es im Widerstand gegen die rassistische und mörderi-
sche Politik an den europäischen Außengrenzen oder im 
Kampf gegen den Krieg in der Ukraine und überall sonst auf 
der Welt. Auch die russische Arbeiter_Innenklasse muss 
sich dazu gegen ihre nationalistische Führung erheben und 
in die weltweiten Kämpfe dagegen einbezogen werden!

•	 Weder Putin, noch NATO! Für eine internationale 
Antikriegsbewegung der Arbeiter_Innen und Jugend!

•	 Sofortiger Abzug der russischen Armee! Solidarität 
mit der ukrainischen Bevölkerung, Anerkennung ihres 
Rechts auf Selbstverteidigung gegen die Invasion!

•	 Solidarität mit der Antikriegsbewegung und der Arbei-
ter_innenklasse in Russland; Verbreitung der Aktionen 
gegen den Krieg; Freilassung aller Festgenommen!

•	 Kein Mensch ist illegal! Staatsbürger_Innen-
rechte & Zugang zu Sozialleistungen für alle!

•	 Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! Gegen die Überaus-
beutung migrantisierter Arbeiter_Innen und für die 
Integrierung dieser in Gewerkschaften und Streiks!

•	 Für die lückenlose Aufklärung der Verbre-
chen des Nationalsozialismus an Osteuro-
päer_Innen, Sinti*ze und Rom*nja!

Also doch  
Rassismus ge-
gen Weiße?
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von Leonie Schmidt

Auch wenn sie zum täglichen Scrollen auf Social 
Media-Plattformen wie Instagram und TikTok dazu 
gehören, sind sie doch noch ein verhältnismäßig neues 
Phänomen in der Werbebranche. Ende der 2010er Jahre 
eroberten die ersten Youtuber_Innen mit ihren Tutori-
als und Favoriten, insbesondere im Beauty-Bereich, das 
Internet im Sturm. Schauen wir uns dieses Phänomen 
doch einmal aus einer antikapitalistischen Sichtweise an.

Influencer_Innen unterscheiden 
sich deutlich von anderen Wer-
beformen, denn ihre Werbung ist 
eingebettet in alltägliche Geschich-

ten und ästhetische Fotos mit perfekten, aufgeräumten 
Apartments. Der Content selbst ist etwas, worin sich die 
Konsument_Innen wiedererkennen können, er dreht 
sich um Probleme oder Produkte, die legitim erscheinen. 
Der_die Influencer_In wird zu einer Person, zu welcher 
man das Gefühl hat, eine Beziehung aufbauen zu kön-
nen, wie bspw. einer besten Freundin. Natürlich ist dieses 
Gefühl einseitig und beabsichtigt, dadurch, dass eine Art 

Die besondere 
Rolle in der 
Werbebranche

13

Influencer_Innen 
und ihre Rolle im 
Kapitalismus



Mitentscheidung bzgl. des Lebens der Influencer_Innen 
suggeriert wird: Abstimmung darüber, was gekauft oder 
gemacht werden soll, Fragen nach Empfehlungen usw. 
Denn natürlich nimmt man lieber Empfehlungen von 
Personen an, die man sympathisch findet und denen man 
vertraut. Besonders hoch im Kurs sind Influencer_Innen, 
die seriös bzgl. ihres Contents erscheinen, die nicht jeden 
Werbepartner annehmen, sondern nur welche, von denen 
sie selber behaupten, denen könne man vertrauen. 

Aber das Ankurbeln von Verkäu-
fen und der damit einhergehende 
höhere Profit, sind nicht die ein-

zigen Aufgaben von Influencer_Innen im Kapitalismus. 
Denn sie reproduzieren am laufenden Band die gängigen 
Schönheits- und Rollenbilder. Blond, schlank, weiß, am 
liebsten in der Mutterrolle kommen viele der weiblichen 
Influencerinnen daher. Ihr Content dreht sich um Beauty, 
Haushalt, Kinder – was eine Frau eben zu interessieren 
hat. Gender Reveal Parties und Hochzeiten werden groß 
gefeiert und für den Feed inszeniert. Männer hingegen 
punkten als Influencer fast ausschließlich im Fitness-Be-
reich oder als Flirt-Coaches, wo sie ihre Hyper-Maskulinität 
unter Beweis stellen können. Warum aber werden hier 
solche scheinbar altmodischen Rollenbilder wiederholt? 
Die knappe Antwort: Weil es funktioniert. Wenn Werbung 
funktionieren soll, kann sie nicht wirklich mit dem absolut 
Unbekannten spielen, sondern muss sich dem Rahmen, 
den der Kapitalismus aufstellt, anpassen. Hier wird die 
klassische bürgerliche Familie, welche relevant für die (Re)
Produktion von Arbeiter_Innen bzw. der Ware Arbeitskraft 
ist, ganz klar reproduziert. Influencerinnen spielen mit 
bekannten Rollen, die in Kunst und Kultur, und somit auch 
der Klassengesellschaft, schon lange genutzt werden. So 
zeigen sie auf, welchen gutbürgerlichen Weg man gehen 
sollte und dass man selbst als toughe Karrierefrau früher 
oder später an Kinder und Familie denken müsste.  Und 
gerade für jüngere Zuschauer_Innen ist das Content, der 
ihre Sicht auf die Zukunft und das Idealleben extrem prägt.

Ebenso prägend sind Körperbilder. Die meisten Influen-
cerinnen sind schlank, aber oftmals helfen sie auch noch 
zusätzlich nach, insbesondere durch Bildbearbeitung oder 
Filter. Fitness und Abnehmen werden regelmäßig zum 
Thema gemacht: durch Kooperationen mit Firmen für Nah-
rungsergänzungsmittel zum Abnehmen, für Sportklamot-
ten oder Fitness-Studio-Mitgliedschaften. So appellieren 
sie an den Drang zur Selbstverbesserung, welcher sowieso 
ständig im neoliberalen Kapitalismus mitschwingt. Und 
wenn es doch einmal um Selbstliebe oder Akzeptanz gehen 
soll, dann ist es meistens trotzdem im Content mit einkal-
kuliert. So bspw. der neuste Trend von Rasierfirmen, damit 
zu spielen, dass es für Frauen ja eine eigene Entscheidung 
sei, ob sie sich rasieren wollen oder nicht, nur um letzt-
endliches doch ihre Rasierer an genau jene zu verkaufen.

Ein letzter, interessanter 
Punkt ist die Frage danach, 
welche Klassenzugehörigkeit 

Influencer_Innen überhaupt im Kapitalismus haben. Mehr-
heitlich repräsentieren sie das Kleinbürger_Innentum: 
Sie sind selbständig und besitzen ihre Produktionsmittel 
selbst. Sie verkaufen nicht die Ware Arbeitskraft, sondern 
das Produkt (ihren Content) direkt selber. Ihr Einkommen 

(und somit ihre Stellung) ist nicht permanent gesichert 
(Probleme können hier sein: fehlende Werbepartner, Prob-
leme mit den Plattformen und dem Algorithmus, gecancelt 
werden, gesundheitliche Probleme etc.), es sei denn, sie 
weiten ihre Tätigkeit auf eine eigene erfolgreiche große 
Firma mit Angestellten aus. Nur die wenigsten allerdings 
sind Multimillionäre, auch wenn es oft so dargestellt wird. 
Aus der Stellung im Kleinbürger_Innentum folgt aber letzt-
endlich, dass sie aus Angst vorm Fall ins Proletariat, lieber 
noch weiter nach Oben streben möchten und somit mit 
allen Mitteln versuchen werden, die herrschende Ordnung 
aufrecht zu halten und in dieser aufzusteigen. Influen-
cer_Innen haben somit keine emanzipatorische Kraft, 
denn ihre Rolle steht und fällt mit ihrer Übereinstimmung 
mit der kapitalistischen Ideologie. Stattdessen sollten die 
sozialen Medien unter der demokratischen Kontrolle ihrer 
Nutzer_Innen stehen und durch diese verwaltet werden!

•	Gegen unterdrückerische Schön-
heitsideale in Werbung und Medien! 
Enteignet die großen Medienhäu-
ser und die „kulturschaffende“ 
Industrie (Gameentwickler, Film-
produktionen,..) genauso wie 
Google, Instagram und Co.!

•	Für organisierte Medienarbeit durch 
Räte aus Zuschauer_Innen, Arbei-
ter_Innen und Kreative ohne die 
Reproduktion von Unterdrückung!

•	Für eine internationale, proletari-
sche antisexistische Bewegung!

Die ideologische 
Rolle

Die Rolle in der 
Klassengesellschaft
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Von Lia A.

Neues Schuljahr, neue Schulsprecher_Innenwahlen und 
verändern wird sich sowie nichts? Die Mitbestimmungs-
rechte in der Schule durch Klassen-, Schulsprecher_Innen-
wahlen und das Recht Vollversammlungen einzuberufen 
wurden sich von Schüler_Innen hart erkämpft. Statt echter 
Mitbestimmung wurde die schulische Mitbestimmung 
durch Organe der Schüler_Innen jedoch nur zur Integra-
tion und Vorbereitung auf die parlamentarisch-repräsenta-
tive Demokratie umgestaltet. Kurz gesagt wurde aus echter 
Mitbestimmung ein bürokratisches Pseudo-System ohne 
wirkliches Mitbestimmungsrecht. Das sieht man beson-
ders daran, dass vor jede Entscheidung durch die Schü-
ler_Innenvertretung, die der Schulleitung nicht passt, ein 
Riegel geschoben wird und die Durchsetzung durch schein-
heilige Gründe plötzlich nicht mehr geht. Zudem passieren 
die Wahlen meistens nach Beliebtheit und schon im Voraus 
ist klar, dass ein Großteil der Ideen eh nicht umgesetzt wird. 

Als Kommunist_Innen 
haben wir keine Illusionen 
in das pseudodemokratische 
Mitbestimmungssystem 
an den Schulen. Jedoch 

wurde dieses System von Schüler_Innen wie uns erkämpft 
und wir können und sollten es nutzen, um die Schule zu 

politisieren und revolutionäre Positionen an die Leute zu 
bringen. Oft wird so getan, als wäre die Schule ein unpo-
litischer oder politisch neutraler Ort, der nichts mit der 
politischen Außenwelt zu tun hat. Die Realität widerlegt 
diese These: Wer auf welche Schule geht, wer Abitur macht 
und unter welchen Bedingungen, welche Inhalte gelehrt 
werden usw. ist sehr stark davon abhängig, aus welcher 
(sozialen) Klasse man kommt. Kinder von Arbeiter_Innen 
und Migrant_Innen sind stark benachteiligt, während 
Kinder von Kapitalist_Innen große Vorteile haben, bes-
sere Bildung bekommen und mehr Möglichkeiten der 
Selbstbestimmung und Selbstentfaltung haben. Die Schule 
spiegelt also die Klassengesellschaft wider, und das auch 
mit allen anderen negativen Facetten: Sexismus, Ras-
sismus, Queerfeindlichkeit usw. sind bittere Normalität. 
Uns zeigt das, dass wir noch viel zu erkämpfen haben. 

Wir müssen die Probleme an den 
Schulen aufzeigen. Wir müssen unsere 
Mitschüler_Innen dafür sensibilisieren, 

dass die Schule entgegen dem Gelaber unserer Lehrer_
Innen ein politischer Ort ist. Ein Mittel neben vielen dafür 
können die Wahlen der Schüler_Innenvertretung sein. 
Durch Wahlkampf und Vollversammlungen – sofern es 
sowas gibt – haben wir ein Podium zur Verfügung, in dem 

Aber warum treten wir 
dann zur Schülerspre-
cher_Innenwahl an?

Wie machen 
wir das also?
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wir unsere Positionen darlegen können und die Probleme 
an den Schulen und im Schulsystem benennen können. In 
vielen Bundesländern gibt es das Recht für die Schüler_
Innenvertretung, für alle Schüler_Innen (ihre Mehrzahl) 
verpflichtende Versammlungen ausrufen zu können, bei 
denen der Unterricht wegfällt und bei denen das Programm 
dieser Versammlungen durch die Schüler_Innenvertretung 
bestimmt wird. Dies nennt man eine Vollversammlung. 
Solche Plattformen können ebenfalls als Diskussionsplatt-
form genutzt werden und Schüler_Innen eine Stimme 
bieten, die sie sonst nicht haben. So kann eine revoluti-
onäre Schüler_Innenvertretung die Schule politisieren. 
Ihr erster Schritt könnte die Organisierung des Kampfes 
für wirkliche Verbesserungen sein. Aber nur ein erster 
Schritt, denn Diskussionen und das Aufstellen von Forde-
rungen in Vollversammlungen und der Schüler_Innen-
vertretung ändern ja noch nichts am aktuellen Zustand.

Als Jugendliche müssen 
wir uns dort organisieren, wo 
wir uns täglich aufhalten. Mit 
verschiedenen Aktionsformen 
können wir das System unter 

Druck setzen und unseren Forderungen Gehör verschaf-
fen. Wir können mit Flyern, Flugblättern oder linken 
Schüler_Innenzeitungen die Probleme benennen und 
Wege aufzeigen, diese zu bekämpfen. Mit Kundgebungen 
oder Demonstrationen können wir ein größeres Publi-
kum, auch außerhalb der Schulen, erreichen und auch 
hier unsere Forderungen verbreiten. Mit genug Masse 
können schon solche Aktionen kleine Verbesserungen 
schaffen. Letztlich gibt uns das Mittel des Schulboykotts 
oder -streiks die Möglichkeit, durch direkte Aktion und 
Sabotage des täglichen Ablaufes, das System unter Druck 
zu setzen und wirkliche Verbesserungen zu erkämpfen. 

Nicht alle Aktionsformen ergeben zu jeder Zeit Sinn. Und 
bevor wir über Blockaden oder Boykotte reden können, 
müssen wir die Schüler_Innen und die Schule politisieren. 
Bevor wir direkte Aktionen zur Verbesserung durchfüh-
ren können, müssen wir unsere aktuellen Möglichkeiten 
ausschöpfen. Es ist anstrengend und macht oft keinen Spaß, 
mit Mitschüler_Innen über Politik zu diskutieren. Aber wir 
haben keine andere Wahl. Und es ist auch möglich Erfolg 
zu haben. Beispielsweise haben erst im September beim 
letzten großen Klimastreik Schüler_Innen in Darmstadt 
auf ihre Schule eine eintägige Besetzung mit Streikpos-
ten errichtet. Das zeigt doch, dass nichts unmöglich ist.

Deswegen rufen wir zur Beteiligung an den Schüler-
sprecher_Innenwahlen auf. Politisiert eure Schulen, 
tragt aktuelle, revolutionäre Forderungen in die Schu-
len und lasst die Schüler_Innen darüber diskutieren! 

Mit Glück schafft ihr es sogar, in die Schüler_Innenver-
tretung zu kommen und habt Möglichkeiten, Mitbestim-
mung und Freiräume für Schüler_Innen zu erkämpfen. 
Und selbst wenn nicht – es wird immer Leute geben, die 
eure Positionen gut fanden oder darüber diskutieren 
wollen. Ladet sie zu Treffen ein oder organisiert Diskussi-
onsrunden! Gründet ein Aktionskomitee an der Schule!

Wir treten zur Schülersprecher_Innen-
wahl mit diesen Forderungen an. Ergänzt sie 

und wendet sie an eure eigenen Schulen an! 
Ihr wisst am besten, was passieren muss:

All das reicht doch 
nicht, um etwas zu 
verändern, oder?

•	 Für Unabhängigkeit von Staat und 
bürgerlicher Familie: 1200€ Grund-
einkommen für Schüler_Innen 
auf Staat sein Nacken!!

•	 Lehrmittelfreiheit! Schulbücher, 
Hefte, Stifte und digitale Endgeräte 
müssen kostenlos für alle sein!

•	 Schluss mit den privatisierten Mensen 
mit Dreckessen! Alle Mensen in öffentli-
che Hand und Kontrolle über das Ange-
bot und die Preise der Mensa durch 
Schüler_Innen und Lehrer_Innen.

•	 Einen Raum, der den Schüler_nnen 
zur freien Gestaltung und Nut-
zung in der Freizeit zur Verfügung 
steht und finanzielle Mittel, um die-
sen nach Wunsch auszustatten

•	 Eine wähl- und abwählbare (!) Melde-
stelle für Vorfälle von Diskriminierung

•	 Investitionen in unsere Bildung – Holt das 
Geld vom Militär und von den Reichen her!
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Von Jona Everdeen

Wir alle haben schon mitbekommen, dass die Preise 
für Lebensmittel in Folge der aktuellen Krise immer 
weiter angestiegen sind und dass ein Ende aufgrund der 
zunehmenden Inflation noch nicht in Sicht ist. Für uns 
als Arbeiter_Innen und als Jugendliche ist das ein gro-
ßes Problem, da wir uns vieles, was früher zu unseren 
Grundnahrungsmitteln gehörte, so zum Beispiel den 
Döner in der Mittagspause, nicht mehr leisten können 
und für viele Familien besteht die reale Gefahr, in diesem 
Winter teilweise hungern zu müssen. Doch auch wenn 
die Lage hier in Europa ernst ist, sind diese Probleme im 
Vergleich zu den katastrophalen Folgen der Krise für die 
Ernährung im globalen Süden noch relativ überschaubar. 
Ausgelöst durch den Krieg in der Ukraine und verstärkt 
durch die Klimakrise, die auch in Afrika für eine Dür-
reperiode sorgte, droht vielen Menschen eine katastro-
phale Hungerkrise. Doch wie konnte es soweit kommen?

Von einer Hungerkrise kann 
man dann sprechen, wenn signifi-
kante Teile der Bevölkerung eines 

Landes oder einer Region nicht mehr in der Lage sind, 
ausreichend Nahrung zu sich zu nehmen, weil diese 
entweder nicht verfügbar oder nicht bezahlbar ist. Men-
schen sind dann akut von Unterernährung betroffen 
und vom Hungertod bedroht. Traditionell waren und 
sind Hungerkrisen meist das Resultat von Kriegen oder 
schweren Naturkatastrophen vor Ort, doch in der Welt 
des globalisierten Imperialismus können auch externe 
Einflüsse für Länder im globalen Süden katastrophale 
Folgen haben, so wie in diesem Fall die russische Invasion 
auf die Ukraine und der daraus resultierende Krieg.

Russland und die Ukraine sind 
weltweit die beiden größten 

Exporteure für Getreide. Zusammen stellen sie ein 
Drittel der Weizen- und Gerstenproduktion, also von 
Grundnahrungsmitteln, die vor allem für Länder ohne 
eigene Produktion unverzichtbar sind. Gleichzeitig 
ist Russland auch noch der weltweit größte Exporteur 
für in der Landwirtschaft benötigte Düngemittel.

Nun konnten jedoch große Teile der ukrainischen Ernte 
durch die Blockade der ukrainischen Schwarzmeerhäfen 
nicht exportiert werden, während gleichzeitig die Ausfuhr 
russischer Lebens- und Düngemittel von westlichen Sank-
tionen erschwert wird. Durch diese verfahrene Situation 
entsteht eine Verknappung, wodurch die Preise für Lebens-
mittel massiv in die Höhe geschnellt sind. Und auch wenn 
sich die Situation der ukrainischen Getreideexporte inzwi-
schen etwas entspannt hat, bleibt die Lage extrem kritisch.

Doch dabei stellt sich vor allem eine Frage: Warum 
sind Länder im globalen Süden, vor allem in Afrika, von 
Lebensmittelexporten aus Russland und der Ukraine 
abhängig, obwohl es dort doch auch jahrhundertelang 
gut funktionierende Landwirtschaft gab? Die Antwort 
auf diese Frage ist so einfach wie bitter: Imperialismus.

Imperialismus bedeutet, in sehr 
verkürzter Darstellung, die wirt-
schaftliche Unterwerfung eines 

Landes durch das Kapital eines (oder mehrerer) anderer 
Länder. Man spricht dann davon, dass das wirtschaftlich 
abhängige Land eine Halbkolonie des anderen Landes ist.

Viele Länder des globalen Südens sind in irgendei-
ner Form von eben dieser imperialistischen Ausbeu-
tung durch Länder des globalen Nordens betroffen. 
Konzerne aus imperialistischen Ländern wie den USA, 
der EU, China auch Russland kontrollieren de facto die 
Wirtschaft des jeweiligen Landes und passen sie mit-
tels ökonomischer Zwänge, vor allem Verschuldung 
und Handelsabkommen, ihren Bedürfnissen an.

Die beiden wohl wichtigsten Arten imperialistischer 

Was ist eine 
Hungerkrise?

Was hat der 
Ukrainekrieg 
damit zu tun?

Was war nochmal 
Imperialismus?
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Warum der 
Ukrainekrieg in 
Afrika eine Hunger-
krise auslöst



•	 die Einführung eines Mindestlohns gemessen 
an den Lebenserhaltungskosten und mit Infla-
tionsbindung für alle Arbeiter_Innen weltweit!

•	 die Enteignung der Großkonzerne und die Über-
führung der Produktionsmittel, sowohl in Land-
wirtschaft als auch in Bergbau, Industrie und 
Dienstleistung, in Arbeiter_Innen-Kontrolle!

•	 Internationale Handelsabkommen zur Aus-
beutung halbkolonialer Länder müssen sofort 
aufgekündigt werden und imperialistische Län-
der sich aus deren Märkten zurückziehen!

•	 Schluss mit Patenten auf Saat-
gut und Düngemittel!

•	 die sofortige Streichung aller Schulden, die 
Länder des globalen Südens an westliche, rus-
sische oder chinesische Banken binden, sowie 
die Bereitstellung von Soforthilfen finan-
ziert durch Besteuerung und Enteignung der 
Profiteure imperialistischer Ausbeutung!
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Ausbeutung sind einmal die Schaffung eines billigen 
Absatzmarktes für Produkte aus der Produktion des 
imperialistischen Staates und andererseits die Aus-
beutung der Ressourcen des halbkolonialen Staates.

Und genau das sind die Gründe warum viele Staaten 
des globalen Südens so stark von Lebensmittelimporten 
abhängig sind: Einerseits wurde in vielen Regionen des 
globalen Südens bereits zur Kolonialzeit die lokale Land-
wirtschaft durch Monokulturen von im globalen Norden 
nicht verfügbaren pflanzlichen Ressourcen ersetzt, so 
zum Beispiel Zuckerrohr, Kaffee oder Ölpalmen. Ande-
rerseits werden die Lebensmittelmärkte der betroffenen 
Länder von wesentlich günstigeren Produkten aus der 
Produktion von Konzernen des globalen Nordens über-
schwemmt. Durch Handelsabkommen mit entsprechenden 
Knebelverträgen sichern sich imperialistische Länder 
die optimalen Bedingungen für den Export und Verkauf 
ihrer Produkte in der halbkolonialen Welt und verhin-
dern deren eigenständige und profitable Produktion.

Das Resultat dieser Praxis ist dann 
unter anderem, dass in den frucht-

barsten Regionen Kenias zu großen Teilen keine Lebensmit-
tel für die Bevölkerung vor Ort angebaut werden, sondern 
hier stattdessen Zierpflanzen für den westlichen Blumen-
markt wachsen, da die Klima- und Lohnbedingungen den 
Blumenkonzernen besonders hohe Profite versprechen.

Und selbst wenn doch Lebensmittel von westlichen 
Großkonzernen in Afrika produziert werden, werden diese 
nur selten auf dem lokalen Markt verkauft, sondern meist 
nach Europa, Nordamerika oder China verschifft und auf 
den dortigen Märkten profitabel verkauft. Dadurch, dass 
sie großenteils für internationale und nicht für den eige-
nen Markt produzieren, sind Länder im globalen Süden 
und vor allem in Afrika, unglaublich stark abhängig vom 
Weltmarkt. Ist die ökonomische Lage gerade schlecht, 
bricht einerseits der Absatzmarkt für viele Produkte, 
wie eben Blumen, Kaffee und ähnliches, ein, anderer-
seits werden die notwendigen Importe von Grundnah-
rungsmitteln und anderen essentiellen Gütern teurer.

Manche Länder des globalen Südens versuchen, um 
der Ausbeutung durch die imperialistischen Westmächte 
zu umgehen, neue Bündnisse mit China oder Russland 
zu schmieden, so zum Beispiel Sambia mit China oder 
die Zentralafrikanische Republik mit Russland, jedoch 
ist auch dies keine Lösung. Zwar gelingt es den Län-
dern dadurch die Beherrschung durch die westlichen 
Imperialisten abzuschütteln oder zumindest zu verrin-
gern, dafür werden sie nun zu Halbkolonien der nicht 
weniger ausbeuterischen östlichen Imperialisten.

Zusätzliche Faktoren für die Krise sind auch noch einer-
seits die Klimakrise, an deren Entstehung die Länder des 
globalen Südens kaum beteiligt waren, von der sie jedoch 
bereits jetzt extrem stark in Form von Dürreperioden 
betroffen sind. Andererseits aber auch die extreme Abhän-
gigkeit der noch existierenden regionalen Landwirtschaft 
von Großkonzernen, die ein Monopol auf Saatgut und 
Düngemittel besitzen (so zum Beispiel Bayer/Monsanto). 
Besonders schwer trifft diese Abhängigkeit zum Beispiel 
indische Bäuerinnen und Bauern, die sich von Bayer die 
Kaufpreise für das benötigte Saatgut diktieren lassen 
müssen, um weiter Landwirtschaft führen zu können. 
Dies führte in jüngerer Vergangenheit zum Bankrott 

zigtausender Höfe und einer massiv überproportionalen 
Suizidrate unter indischen Bäuerinnen und Bauern.

Es gibt nur eine 
Möglichkeit, diese 
Probleme zu lösen 
und die aktuelle 
Hungerkrise nach-
haltig zu bekämpfen: 

Die Arbeiter_Innen in halbkolonialen Ländern müssen 
die Kontrolle über ihre Produktion zurückerkämpfen und 
diese planwirtschaftlich gestalten, nach dem Prinzip der 
Bedürfnisbefriedigung und nicht der Profitmaximierung.

Um dies zu erreichen, muss die Macht der imperialis-
tischen Staaten, ihrer Banken und ihrer kapitalistischen 
Großkonzerne gebrochen werden. Bayer, Monsanto, Nestle 
und Co. müssen international vertrieben und enteig-
net werden. Bäuerinnen und Bauern, Arbeiter_Innen, 
Jugendliche und alle Ausgebeuteten müssen sich zusam-
menschließen und die meist autokratischen Kollaborati-
onsregierungen zu Fall bringen und durch sozialistische 
Räteregierungen ersetzen. Diesen Bewegungen müssen 
wir uns mit unseren lokalen Antikrisenbewegungen 
anschließen und unsere Kämpfe zusammenführen!

Im Moment werden genug Nahrungsmittel produziert, 
um damit 10 Milliarden Menschen zu versorgen. Dass es 
zu Hunger kommt, dass immer noch Millionen Menschen 
unterernährt und vom Hungertod bedroht sind, und dass 
sich diese Zahl bald massiv erhöhen könnte, ist keine Folge 
von realem Ressourcenmangel, es ist eine Folge der kapi-
talistischen Eigentumsordnung, eine Folge des Systems, 
in dem tonnenweise essbare Lebensmittel eher vernichtet 
werden, als sie unter dem Marktpreis zu verkaufen. Wenn 
wir wirklich den Welthunger ein für alle mal beseitigen 
wollen, dann ist es unsere einzige Möglichkeit dieses 
System, den Kapitalismus, ein für alle mal zu beseitigen!

Wir sind solidarisch mit den möglichen und teilweise 
bereits stattfindenden Hungerrevolten, sowie mit allen 
progressiven antiimperialistischen und sozialistischen 
Kräften des globalen Südens und fordern deshalb:

Konsequenzen:

Für eine eigenständige 
Lebensmittelproduktion 
unter Arbeiter_Innenkon-
trolle!



19

nur die etwas wert, die auch etwas leisten. Das sorgt für 
enormen Stress, Streit, Zwietracht, Selbstzweifel, Versa-
gensängste und Mobbing. Viele Menschen arbeiten sich 
durch diesen Druck ins Burnout oder bekommen vom 
Stress Panikattacken oder Depressionen. Wer sich nach 
oben strecken muss, tritt häufig nach unten. So werden 
laut gewerkschaftlichen Studien ca. 3 bis 5 Prozent aller 
Beschäftigten am Arbeitsplatz gemobbt. In Schulen ist 
die Zahl weitaus höher. Diskriminierungsstrukturen 
verstärken dies noch: Rassismus, Sexismus, Ableismus, 
LGBTIA-Feindlichkeit, Antisemitismus und vieles mehr 
sorgen für schlimme Traumata, Mobbing und daraus 
folgende Angststörungen. Als hätten es sexistisch unter-
drückte oder migrantisierte Menschen nicht schon schwer 
genug. So sind gerade sie es, die oft noch unter Trau-
mata durch sexuelle Gewalt, Krieg und Flucht leiden.

Auch Armut und Geldsorgen verursachen permanen-
ten Stress, Angst und Leid. Auch sie sind ein Auslöser 
für viele psychische Erkrankungen. Gerade arme Men-
schen sind überdurchschnittlich oft betroffen. Gleichzei-
tig werden gerade Jugendliche, die sich nicht anpassen 
wollen, nicht brav genug sind, sich nicht den autoritären 
Regeln beugen, häufig mit Diagnosen von Persönlich-
keitsstörungen, Entwicklungsstörungen und psychi-
schen Erkrankungen gebrandmarkt und aussortiert.

Nach Angaben 
der World Health 
Organization sind 
weltweit etwa 

20 Prozent der Kinder und Jugendlichen psychisch 
erkrankt. Der WHO-Chef dazu: „Eine der wichtigsten 
Ursachen für Depressionen sind Missbrauch, Mobbing 
oder Schikane im Kindesalter.“ Tatsächlich entstehen 
die meisten psychischen Erkrankungen bereits in der 
Kindheit und Jugendzeit, bzw. haben da ihre Ursache. 

von Leila Cheng

Es gibt viele verschie-
dene psychische Erkran-
kungen. Diese sind immer 

noch stigmatisiert und es wird öffentlich kaum darüber 
gesprochen, obwohl jeder zweite Mensch einmal im 
Leben an ihnen erkrankt. Psychische Erkrankungen sind 
ebenso vielfältig wie die Krankheiten des Körpers. Sie 
beinträchtigen Stimmungen und Gefühle, verursachen 
Ängste und Zwangshandlungen, verzerren die Wahr-
nehmung oder stören Denkvermögen und Gedächtnis.

Wenn man nicht so funkti-
oniert, wie es die Gesellschaft 
von einem erwartet, ist man 

halt selbst schuld und sollte das eigenverantwortlich 
wieder in den Griff kriegen. So ist das allgemeine Bild, 
das im Kapitalismus von psychischen Erkrankungen 
vermittelt wird. Die strukturellen Probleme des Kapitalis-
mus selbst, die es eigentlich sind, die uns krank machen, 
werden dabei verschleiert. Denn unser Sein bestimmt 
unser Bewusstsein: Was wir täglich erleben, wie wir 
aufwachsen, was unser Umfeld und die Gesellschaft tun, 
in welcher sozialen Lage wir uns befinden, all dies prägt 
unser Bewusstsein, unseren Charakter, unsere Psyche. 

Im Kapitalismus befinden wir uns in einem System, was 
auf ständiger Konkurrenz aufbaut. So 

bekommt nur eine_r von vielen 
einen Arbeitsplatz, nur die mit dem 

besten Notendurchschnitt 
können studieren. Ständig 
geht es darum der oder die 
Beste, Schnellste, Größte, 
Tollste zu sein. Denn in der 

kapitalistischen Ideologie sind 

Kapitalismus 
macht krank!
5 Fragen und 5 Antworten zum 
Zusammenhang von 
psychischen Erkrankungen 
und Kapitalismus
1. Was sind psychische  
Erkrankungen?

2. Macht uns der  
Kapitalismus krank?

3. Warum sind Jugendliche 
besonders von psychischen 
Erkrankungen betroffen?
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Das liegt zum einen an unserem Bildungssystem. Um 
uns auf die Anforderungen der kapitalistischen Verwer-
tungslogik vorzubereiten und vorzusortieren, wer spä-
ter welche Drecksarbeit macht, baut auch die Schule auf 
Konkurrenz, Disziplinierung und Leistungsdruck auf. Wir 
spüren dies durch das Notensystem, Tadel, Versetzungs-
entscheidungen, unendliche Berge an Schulstoff, Stra-
farbeiten und viele Prüfungsängste. Dieser große 
Druck führt teilweise zu erhöhten Selbstmord-
raten unter Jugendlichen und dazu, dass sich 
dieser Druck in Mobbing zwischen den Schü-
ler_Innen entlädt. Neben dem Schulstress 
wirkt auch der gesellschaftlich gemachte 
Optimierungswahn großen Druck auf uns 
aus. Einem unerreichbaren Schönheitsi-
deal hinterherrennend, spritzen sich Jugendli-
che Steroide oder hungern sich magersüchtig. Viele 
verfallen in Depressionen oder werden zu Mobbingopfern, 
weil sie den Bildern von angeblich perfekten Körpern 
nicht entsprechen. Hinzu kommen kapitalistische Sta-
tussymbole wie Markenklamotten, iPhones, Sneaker usw. 
Wer das nicht hat, wird oft zum Außenseiter gemacht.

Doch der Druck kommt nicht nur von Mitschüler_Innen 
und der Schule, sondern auch aus der Familie, die angeb-
lich ein save space sein soll. Dabei bedeutet Familie im 
Kapitalismus vor allem die Herrschaft des Mannes über 
Frau und Kinder. Immer noch kommt es oft zu Gewalt an 
Kindern oder sexuellem, psychischem und körperlichem 
Missbrauch. Der Leistungsdruck kommt oft schon vor dem 
Schulbesuch aus den Elternhäusern und hört nie auf. Da 
wir von unseren Eltern finanziell abhängig sind, werden 
wir von ihnen entmündigt. Wir erfahren die ersten Jahr-
zehnte unseres Lebens, dass wir machtlos sind, unsere 
Meinung nicht zählt und wir uns unterzuordnen haben. 
Dabei sorgt die starke Belastung, die der Kapitalismus 
auf Arbeiter_Innenfamilien durch Reproduktionsar-
beit, Zukunftsängste, Kündigungen, Teilzeitverträge, 
Überstunden, Jobcenter-Sanktionen, Kreditrückzahlun-
gen usw. ausübt, dafür, dass die glückliche Mutter-Va-
ter-Kind-Familie aus dem Kinderbuch in der Realität 
kaum existiert. Stattdessen existieren Trennungsstreits, 
Gewalt und Vernachlässigung und all das kann psychi-
sche Erkrankungen im frühen Kindesalter auslösen.

 
Das liegt zum einen daran, 

dass der kapitalistische 
Staat, um wettbewerbsfähig 
zu bleiben, kontinuierlich 
im Gesundheitssektor Geld 
einspart. Zum anderen liegt 

es daran, dass die angebotenen Therapieformen fast nur 
Symptome bekämpfen und nicht die dahinterliegenden 
Ursachen. Denn das Ziel einer Therapie im Kapitalismus ist 
leider oft nicht die Gesundung, sondern die schnellstmögli-
che Wiedereingliederung in das System, also das Arbeiten 
gehen, Hausarbeit machen und Leistungen bringen. Außer-
dem hält sich der Irrglaube, dass psychische Erkrankungen 
keine „richtigen“ Erkrankungen seien. Deswegen lässt 
sich auch nur ein Drittel der Menschen mit psychischen 
Erkrankungen in Deutschland behandeln. Ein weiterer 
Grund dafür ist die schnelle Kategorisierung von Menschen 
in Krankheitsbilder, die ihnen oft auch aufgepresst werden 
(zum Beispiel ohne Gespräche über schriftliche Frage-
bögen). In unserem kaputtgesparten Gesundheitssystem 

wird zudem häufig zur günstigeren Medikamentenvergabe 
gegriffen und das Pflegepersonal hat kaum genügend Zeit, 
um sich angemessen um die Patient_Innen zu kümmern.

Aber das größere Problem ist nicht, dass Leute sich nicht 
behandeln lassen, sondern, dass es nicht genügend Ange-
bote gibt. Es kommt nämlich zur künstlichen Verknappung 
von Therapieplätzen durch Krankenkassen, um Geld zu 

sparen. So kommt es teilweise zu Wartezeiten von 6 
Monaten bis 1 Jahr auf einen ambulanten Thera-
pieplatz, noch länger auf Klinikplätze. Wer reich 

ist, kann sich meist bessere und einfacher 
zugängliche Privattherapien leisten, während 
wir lange auf einen staatlich finanzierten 
Therapieplatz warten müssen. Außerdem 

kommen jede Menge versteckte Kosten einer 
Therapie dazu, z.B. therapiebedingter Arbeits-

ausfall, Arbeitsunfähigkeit aufgrund von Erkran-
kung, Krankenhausgeld und Medikamentenzuzahlungen. 
Für Lohnabhängige ist das alles schwer finanzierbar.

Für Jugendliche unter 18 kommt noch die völlige 
Abhängigkeit von ihren Eltern als ein weiteres Prob-
lem hinzu. Sie können z.B. nicht allein mit dem_der 
Therapeut_In über die Medikamenteneinnahme oder 
den Beginn einer Therapie entscheiden. Bei unter 
16-Jährigen dürfen die Eltern sogar bei der Therapie 
dabei sein, obwohl sie oft Teil des Problems sind. 

Wer einen Therapieplatz 
ergattert hat, kann sich 
glücklich schätzen. Es ist gut 
und wichtig, dass wir uns 

Hilfe holen, wenn wir selbst nicht mehr weiterwissen. 
Gleichzeitig müssen wir erkennen, dass unsere Probleme 
nicht aus unserem individuellen Versagen herrühren, 
sondern gesellschaftliche Ursachen haben. Und um diese 
Ursachen langfristig zu bekämpfen, hilft nur revoluti-
onäre Organisierung, um dieses Scheißsystem endlich 
in eine gerechtere und menschenwürdigere Gesell-
schaft zu verwandeln. Trotzdem müssen wir im Hier und 
Jetzt für Verbesserungen eintreten und diesen Kampf 
zu einem Kampf gegen den Kapitalismus ausweiten. 

•	 Wir fordern:
•	 Für eine flächendeckende Arbeitszeitverkürzung 

bei vollem Lohnausgleich! Weg mit Hartz IV und 
ein Mindesteinkommen von 1.600 Euro/Monat für 
Jugendliche, Arbeitslose und Rentner_Innen!

•	 Für den Ausbau von Schutzeinrichtungen für Gewaltopfer 
jeder Art, Herkunft und Geschlecht! Kollektive Selbstver-
teidigungsstrukturen für alle unterdrückten Gruppen!

•	 Für mehr Schulpsycholog_Innen und Sozialar-
beiter_Innen! Aufklärung über die menschli-
che Psyche und eine Entstigmatisierung ihrer 
Erkrankungen gehört in den Schulunterricht!

•	 Keine Profite auf Kosten unserer Gesundheit! Entpri-
vatisierung des Gesundheitssystems und Enteignung 
der pharmazeutischen Industrien unter Kontrolle von 
Patient_Innen, Jugendlichen und Arbeiter_Innen!

•	 Für die Abschaffung der privaten Krankenkassen und die 
Auflösung der bürokratischen Hürden bei der Therapie-
platzvergabe! Kostenlose Therapieplätze und freie Wahl-
möglichkeiten der Therapieform und der Therapeut_Innen!

4. Warum können 
psychische Erkran-
kungen im Kapita-
lismus nicht effektiv 
geheilt werden?

5. Was können wir 
tun, um unsere Situa-
tion zu verbessern?



In der größten Demokratie der Welt hat 
gerade die Mehrheit der gebärfähigen Men-
schen das Recht auf Abtreibung verloren. 
Warum? Weil die Urteile Roe v. Wade und 
Planned Parenthood v. Casey vom Obersten 
Gerichtshof gekippt wurden – Grundsat-
zentscheidungen, die Frauen das Recht, über 
Abbruch oder Fortführung einer Schwan-
gerschaft zu entscheiden, einräumten. 
Diese Entscheidung des Obersten Gerichts-
hofs aus dem Jahr 1973 schränkte so die 
amerikanischen Bundesstaaten in ihrer 
eigenen Gesetzgebung ein, welche ab die-
sem Zeitpunkt strengen richterlichen Kon-
trollen unterlag. Bundesstaaten mussten 
Frauen das grundsätzliche Recht auf einen 
Schwangerschaftsabbruch zugestehen. 
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Am 24. Juni wurde nun Roe v. Wade formell außer Kraft 
gesetzt, obwohl laut Umfragen um die 70 % der US-Ame-
rikaner_Innen dieses befürworten. Noch am selben Tag 
wurden Verbote in Missouri, Louisiana, Kentucky, South 
Dakota, Alabama und Arkansas erlassen, fünf weitere Staa-
ten verabschiedeten Anti-Abtreibungsgesetze, die binnen 
weniger Wochen in Kraft treten. Besonders betroffen von 
den Einschränkungen sind Menschen, denen die nötigen 
Ressourcen zum Reisen in einen anderen Bundesstaat feh-
len, überproportional Mitglieder der Arbeiter_Innenklasse 
und vor allem ihre nicht-weißen, migrantisierten Anteile.

Wieso es immer wie-
der zu Angriffen auf das 
Selbstbestimmungsrecht 
von gebärfähigen Per-

sonen kommt, lässt sich nur durch einen Blick in die 
Geschichte und die ökonomische Rolle der Frau erklären: 

Mit der Industrialisierung mussten vor allem Männer 
in Fabriken ihre Arbeitskraft verkaufen, während Frauen 
nicht nur in verschiedenen Bereichen der Heimarbeit 
tätig waren, sondern auch für die unbezahlte Reproduk-
tionsarbeit verantwortlich waren. Reproduktionsarbeit 
beschreibt die Arbeit, die nötig ist, um Arbeitskraft wieder 

USA: Wie wir Ab-
treibungsrechte 
wieder zurück-
erkämpfen können

Warum sind gerade 
Abtreibungsrechte so 
umkämpft?



•	 Deshalb fordern wird national und international:
•	 Uneingeschränktes Recht auf Schwanger-

schaftsabbruch als Teil der öffentlichen Gesund-
heitsversorgung! Abtreibungen müssen sicher 
und von den Krankenkassen finanziert sein!

•	 Für uneingeschränkten und trans-
parenten Zugang zu Informatio-
nen, Ärzt_Innen und Kliniken!

•	 Raus mit der Kirche und anderen Religionen 
aus Gesundheitssystem und Gesetzgebung! Für 
Abschaffung aller kriminalisierender Abtrei-
bungsparagraphen sowie der Beratungspflicht!

•	 Für den flächendeckenden Ausbau an Bera-
tungs- und Behandlungsstellen! Vollständige 
Übernahme der Kosten für eine Abtreibung, 
egal in welchem Monat, und aller Kosten 
für Verhütungsmittel durch den Staat!

•	 Für die Abschaffung von Fristen, bis zu 
denen abgetrieben werden darf! 

•	 Gegen leibliche Zwangselternschaft! Der 
Staat soll für Kinder aufkommen und sich 
um sie kümmern bzw. zur Adoption freige-
ben! Adoptionsvorrang für leibliche/n Vater 
und/oder Mutter, falls sie das Kind später 
großziehen wollen und dieses zustimmt!

•	 Kostenlose Kinderbetreuung und Aus-
bau der sozialen Sicherung!

•	 Für den Ausbau von Schutzräumen für Opfer 
sexueller Gewalt, Schwangere und junge Mütter!
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herzustellen. Beispielsweise ist das Zubereiten 
von Nahrung nötig, um das Bedürfnis 
nach Hunger zu stillen. Ohne diese 
Arbeit ist es auf Dauer nicht möglich, 
regelmäßig die eigene Arbeitskraft 
verkaufen zu können. Aber auch die 
Bereitstellung neuer Arbeitskräfte durch die Geburt 
von Kindern und deren Versorgung, Fürsorge und Erzie-
hung im privaten Haushalt zählt zur reproduktiven Arbeit. 
Dass Frauen diese auch weiter möglichst günstig ver-
richten, ist also im Interesse der Kapitalist_Innen. Durch 
weiter rationalisierte Produktionsprozesse wurden Frauen 
immer mehr auch in die Lohnarbeit integriert, um durch 
eine größere Anzahl an Arbeiter_Innen größere Profite 
zu erwirtschaften und gleichzeitig die Löhne möglichst 
niedrig zu halten. Eine gerechte Verteilung der Reproduk-
tionsarbeit wurde allerdings nicht geschaffen, weshalb für 
Frauen oft eine doppelte Belastung besteht, da sie nicht 
nur ihre Arbeitskraft verkaufen müssen, sondern auch 
heute noch oft ganz allein für die Reproduktionsarbeit 
verantwortlich sind, für welche sie keinen Lohn erhalten.

Diese kurze Analyse der Unterdrückung der Frau zeigt 
also, wie sehr die Besitzenden von der Kontrolle weiblicher 
Fortpflanzung und von der Rolle der Frau als Mutter und 
Fürsorgerin profitieren. Gerade in Anbetracht der hohen 
Sterberate unter Arbeiter_Innen, die während der Coro-
na-Pandemie keinen oder nur unzureichenden Zugang 
zur Gesundheitsversorgung hatten, ist es also kein Wun-
der, dass vor allem Kapitalist_Innen jetzt ein Interesse an 
hohen Geburtenraten haben. In der Vergangenheit bereits 
erkämpfte Rechte wie beispielsweise das Recht auf eine 
sichere, (teilweise) legale Abtreibung stehen im Zuge eines 
gesellschaftlichen Rechtsrucks auch in weiteren Ländern 
wieder zur Debatte. Das Recht auf Abtreibung ist nur ein 
Teil einer Entwicklung, die sich als ein Rollback in Bezug 
auf die Rechte unterdrückter Gruppen beschreiben lässt.

 
Auch in Europa sind 

Abtreibungsrechte Angrif-
fen ausgesetzt. In Polen sind 
seit Herbst 2020 Abtrei-

bungen nahezu gänzlich verboten. Das hat krasse Folgen 
für die Schwangeren, denn ein Abtreibungsverbot führt 
nicht gleich zu weniger Abtreibungen. Es führt vielmehr 
dazu, dass die Abtreibungen illegal mit einem größeren 
gesundheitlichen Risiko für die Schwangeren durchge-
führt werden. So gab es in Polen seit der Verschärfung nur 
weniger als 2000 legale Abtreibungen, aber ca. 200.000 
illegale Abtreibungen bzw. Abtreibungen im Ausland. 

Doch auch in Deutschland ist die Situation nach wie vor 
problematisch. Zwar wurde vor kurzem der Paragraf 219a 
(Werbeverbot für Schwangerschaftsabbrüche) gestri-
chen, allerdings sind durch den Paragraf 218 Schwan-
gerschaftsabbrüche im Strafgesetzbuch nach wie vor 
formal kriminalisiert und könnten laut diesem mit bis zu 
dreijährigen Freiheitsstrafen vergolten werden. In ande-
ren Ländern Europas ist die Situation für Schwangere, die 
abtreiben wollen, nicht weniger schwierig. Neben Polen 
und Deutschland zum Beispiel auch in Ungarn oder Italien. 

Da wir uns nicht nur für fortschrittlichere Gesetzge-
bungen einsetzen, sondern die bisherigen Errungen-
schaften vehement verteidigen müssen, braucht es eine 
massenhafte Bewegung der Arbeiter_Innen, da diese von 
etwaigen Angriffen am stärksten getroffen werden. Aus 

diesem Grund muss der Kampf gegen 
eine derart reaktionäre Gesetzgebung 
wie die Aufhebung von Roe v. Wade 
die Unterstützung aller Unterdrück-
ten und Ausgebeuteten finden. Als 

Kommunist_Innen ist es unsere Aufgabe, 
für eine organisierte internationale Bewegung 

zu kämpfen, die die Rechte von FLINTAs vor reaktionären 
Angriffen schützt - in den USA und auf der ganzen Welt. 
Auf internationaler Ebene müssen die Frauen- und Arbei-
ter_Innenbewegung und alle fortschrittlichen Kräfte zur 
Unterstützung der Betroffenen in den USA mobilisieren. 

Während Vizepräsidentin Kamala Harris dazu aufruft, 
lediglich mit der Stimmabgabe bei den Zwischenwahlen 
gegen Abtreibungsverbote zu protestieren, wissen wir 
jedoch: eine organisierte proletarische Frauenbewegung 
hat eine viel größere Macht als bloß die Abgabe eines 
Stimmzettels! In den USA wie an anderen Orten kann eine 
Massenbewegung der Arbeiter_Innen viel machtvoller 
und effektiver gegen derartige Entwicklungen vorgehen. 
Erzreaktionäre Urteile wie die Aufhebung von Roe v. Wade 
lassen sich kippen und Rechte können verteidigt und wie-
derhergestellt werden, indem Kliniken und ihre Patient_
Innen, Pflegepersonal und Ärzt_Innen durch direkte Mas-
senaktionen verteidigt werden und massenhafte Streiks 
die Regierungen unter Druck setzen. Es sind die nationalen 
Arbeiter_Innenklassen, die diesen Kampf anführen müs-
sen, um gemeinsam ihre Forderungen durchzusetzen.

Internationale Solida-
rität statt sexistischer 
Rollbacks!
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Durch die Inflation steigen momentan die Preise für viele 
Gebrauchsgegenstände des alltäglichen Lebens, vor allem 
aber für Heizkosten und Sprit. Wir möchten in diesem Arti-
kel die Grundlagen der Marx’schen Werttheorie erklären, 
und damit aufdecken, wo der Wert einer Ware herkommt 
und wie Wert und Preis zusammenhängen. Dazu fangen 
wir damit an zu klären, was eine Ware überhaupt ist.

Eine Ware entsteht nicht einfach aus dem Nichts. Zuerst 
muss ein Produkt durch Arbeit gefertigt werden. Aber 
ein Produkt ist nicht automatisch eine Ware, denn dafür 
muss es zwei Voraussetzungen erfüllen: Es muss einen 
Gebrauchswert für andere haben, das heißt, seine Funktion 
muss die Bedürfnisse eines anderen Menschen erfüllen und 
einen Nutzen haben. Der Gebrauchswert hängt stark von 
den physischen Eigenschaften des Produkts ab. So ist der 
Gebrauchswert eines Stuhles beispielsweise, dass man sich 
daraufsetzen kann, oder die eines Tisches, dass man darauf 
Dinge abstellen kann. Der Gebrauchswert kann jedoch 
von Individuum zu Individuum unterschiedlich sein. So 
hat beispielsweise eine Zigarette einen Gebrauchswert für 
Raucher:innen, für Nicht-Raucher:innen hingegen keinen. 
Die zweite Voraussetzung, die ein Produkt erfüllen muss, 
um als Ware zu gelten ist, dass das es anderen im Aus-
tausch übertragen werden muss. Damit ein Gebrauchswert 
eine Ware werden kann, muss er Gebrauchswert für einen 
anderen sein. Dafür muss ein Markt existieren, auf dem das 
Produkt im Austausch gegen andere Güter gehandelt wird.

Tausch von Produkten oder Wissen erfolgte zwar schon 
sehr früh in der Geschichte der Menschheit, aber lange 
nur zufällig, und ohne in die Arbeitsteilung der Gemein-
schaft einzugehen. Erst als diese  begann, mehr zu produ-
zieren, als sie selbst verbrauchte, wurde die Produktion 
von Waren wichtiger, auch wenn sie noch lange einen 
untergeordneten Aspekt darstellte. Doch nur so konnte 
sich überhaupt erst der Tausch entwickeln, in dem das 
Mehrprodukt als Waren gehandelt werden konnte.

Für den Tausch braucht die Ware einen Maßstab, damit 
eine Person weiß, in welchem Verhältnis die Waren zuei-
nander getauscht werden können. Paradoxerweise hängt 
dieser Tauschwert nicht quantitativ von dem Gebrauchs-
wert ab. So hat zum Beispiel Brot einen hohen Gebrauchs-
wert, jedoch häufig einen niedrigen Tauschwert, während 
beispielsweise ein Diamant nicht sehr nützlich ist, aber 
oft einen hohen Tauschwert besitzt. Marx vertritt die 
Arbeitswerttheorie, laut derer der Tauschwert einer Ware 
die Erscheinungsform ihres Werts ist. Letzterer entsteht 
durch die in sie investierte Arbeitszeit: Je mehr Arbeit die 
Herstellung einer Ware braucht, desto höher ist ihr Wert. 
Dabei muss aber der gesamtgesellschaftliche Durchschnitt 
beachtet werden, nicht die Herstellungszeit individueller 
Personen. Wenn Person A einen Stuhl derselben Qualität 

und aus dem gleichen Material in einer Stunde herstellt, 
Person B jedoch 3 Stunden dafür benötigt, bedeutet das 
nicht, dass der Stuhl von Person B wertvoller ist, nur weil 
sie länger gebraucht hat, um dasselbe Ergebnis zu erzielen.

Der Wert einer Ware wird also durch die zur ihrer 
Herstellung notwendige Menge an gesellschaftlich durch-
schnittlicher Arbeit bestimmt. Dies schließt auch die 
für die Arbeit nötigen Materialien und Werkzeuge ein. 
Die Werkzeuge wurden ja vorher selbst durch Arbeit 
geschaffen, auch wenn nicht zwingend durch dieselbe 
arbeitende Person. Genauso wurden die für die Pro-
duktion der Ware notwendigen Rohmaterialien vorher 
durch Menschen gefördert, vorverarbeitet und trans-
portiert. Das bedeutet, dass in den Werkzeugen und 
Materialien schon Arbeit vergegenständlicht ist, sie also 
schon einen Wert besitzen müssen. Dieser Wert geht im 
Produktionsprozess anteilig auf die neue Ware über.

Wenn wir heutzutage eine Ware erwerben möch-
ten, tun wir dies aber meistens nicht durch den Aus-
tausch mit anderen Waren, sondern nutzen dafür 
Geld. Wenn der Tauschwert einer Ware in Geld 
ausgedrückt wird, so stellt das den Preis da.

Jedoch sind Wert und Preis nicht dasselbe. Letzterer 
kann durch verschiedene Faktoren beeinflusst werden. So 
ist er auch abhängig von Angebot und Nachfrage. Das ist 
das Problem, das wir momentan mit den Energiepreisen 
haben. Durch den Krieg und ausbleibende Gaslieferung 
erhöht sich der Preis, da weniger Gas zur Verfügung steht, 
aber die Nachfrage in etwa gleichbleibend. Das treibt den 
Preis in die Höhe. Da jede Produktion dadurch höhere Kos-
ten hat, erhöht sich der Kostpreis der Kapitalist:innen, die 
dadurch niedrigere Profite einfahren. Deswegen steigern 
Sie den Preis, den wir letzten Endes im Laden bezahlen. 
Viele Kapitalist:innen nutzen diesen Vorwand aber auch 
aus, indem sie die Preise nicht nur um die Differenz zu 
Ihrem neuen Kostpreis erhöhen, sondern um ein Vielfa-
ches dessen, um zusätzlichen Profit zu machen („Überge-
winn“). Der Wert der Waren ist aber, solange es sich bei den 
veränderten Weltmarktpreisen nur um vorübergehende 
Schwankungen handelt, die ganze Zeit gleich geblieben, 
da die Arbeiter:Innen, die die Waren produziert haben, ja 
immer noch genau so lange brauchen wie vorher. Wür-
den jedoch wichtige Rohstoffe für die Energieerzeugung 
dauerhaft teurer werden, würde sich letztlich auch der 
Wert der Waren erhöhen, weil Erdgas zum Beispiel sehr 
aufwändig aus Katar oder den USA nach Europa geschifft 
wird, anstatt durch die Pipeline aus Russland zu kommen.

Grundlgen des 
Marxismus

Was ist  
eigentlich der  

Unterschied 
zwischen Wert 

und Preis?



Am 2.9. verstarb Malte nach einem queerfeindlichen 
Angriff auf dem CSD in Münster. Nur einen Tag später 
wird eine trans Frau in einer Bremer Straßenbahn bru-
tal von einer Gruppe Jugendlicher zusammengeschla-
gen. Berichte über ähnliche Fälle häufen sich derzeit 
nicht nur in Deutschland und zeigen die Auswirkungen 
des momentanen Rechtsrucks in ihrer schockierendsten 
Form. Hintergründe zum Mord an Malte, aber auch Per-
spektiven für den Kampf für queere Rechte findet ihr in 
diesem Beitrag. Wir trauern. Und müssen uns umso mehr 
im Klaren sein, dass der Kampf gegen Queerfeindlichkeit 
nur ein gemeinsamer sein kann! Rest in power Malte.

Der Mord an trans Mann Malte beim CSD in Münster bildet 
ein en weiteren traurigen Höhepunkt der langen Reihe 
queerfeindlicher Angriffe in Deutschland und weltweit. 
Er war angegriffen worden, weil er sich an die Seite einer 
Gruppe Frauen gestellt hatte, die homofeindlich beleidigt 
worden waren. Gerade aus radikalfeministischen Kreisen 
hört man daher die Argumentation, die Tat sei eigentlich 
überhaupt nicht transfeindlich gewesen. Dass diese Schein-
debatte in erster Linie dazu dient, die Solidarisierung von 
LGBTIA+-Menschen untereinander zu untergraben, sollte 
auch klar so benannt werden. Radikalfeminist_Innen fallen 
schon länger durch ihre transphoben Angriffe, wie bei-
spielsweise auf die Grünen-Abgeordnete Tessa Ganserer, 
auf, indem sie trans Personen ihre Identität absprechen und 
diese aus feministischen Kämpfen ausschließen wollen. 
Tatsächlich sind Homo- und Transfeindlichkeit miteinander 
untrennbar über das strikte binäre Geschlechterverständ-
nis der kapitalistischen Gesellschaft verbunden, welches 
vorschreibt, wie ein Mann und wie eine Frau zu sein haben 
– in allen körperlichen, charakterlichen wie romantischen 
und sexuellen Aspekten. Davon profitieren die Kapita-
list_Innen am Ende, weil sie Frauen die Rolle der Hausfrau 
und Mutter zuschreiben können, die sich dann kostenlos 
um Haushalt und Familie (Reproduktionsarbeit) kümmern 
soll, während Männer Lohnarbeit für sie verrichten. Dieses 
System stützt sich auf eine binäre Einteilung in Mann und 
Frau und bekommt mit sozialen Geschlechterrollen und 
Klischees einen pseudo-natürlichen Anstrich. Homose-
xuelle, trans Personen und alle, die nicht in diese Vorstel-
lung passen wollen, stellen das System damit in Frage und 
gefährden den maximalen Profit der Kapitalist_Innen. 
Deshalb reagiert der Staat darauf mit Repression, wie z.B. 
Heiratsverboten, Kriminalisierung oder unnötiger Büro-
kratisierung von geschlechtsangleichenden Behandlungen.  
Das gemeinsame Ziel muss es also sein, diese Rollenbilder 
und die damit einhergehende Zwangseinteilung in die 
binären Geschlechter gemeinsam mit dem Kapitalismus 

– dessen geschlechtliche Produktionsaufteilung diese 
notwendig macht – abzuschaffen, statt Kämpfe zu tren-
nen, die eigentlich gemeinsam gekämpft werden müssen.

Auch Rufe nach einer verstärkten Polizeipräsenz auf 
Pride-Veranstaltungen gehen in eine völlig falsche Rich-
tung. Auch wenn der Wunsch nach mehr Sicherheit 
verständlich ist, hilft es niemandem, die Polizei als poli-
tisch neutrale oder gar progressive Kraft zu verklären. 
Dazu muss man den Blick nicht einmal auf die Historie 
des Christopher-Street-Days werfen- auch heute noch 
zeigt die Polizei uns regelmäßig, auf wessen Seite sie 
steht, wenn sie unsere Demonstrationen angreift oder in 
geleakten Chat-Verläufen ihre rechte Gesinnung offen-
gelegt wird. Eine erhöhte Polizeipräsenz kann letztend-
lich nur für weniger, nicht für mehr Sicherheit sorgen.

Letztendlich gilt das alte Credo: „Wir können 
uns nur selbst befreien!“ Dazu gehört organisier-
ter Selbstschutz genauso wie ein organisierter 
Kampf gegen die bestehenden Verhältnisse, die die-
sen erst nötig machen. Denn Angriffe, wie der auf 
Malte zeigen: Wir sind noch lange nicht am Ziel!

•	 Wir fordern:
•	 Organisierte Selbstverteidigung von LGB-

TIAQ+-Menschen gegen jegliche queer-
feindliche Übergriffe, auch gemeinsam 
mit anderen unterdrückten Gruppen 
und der Arbeiter_Innenbewegung!

•	 Das Recht auf medizinische Geschlechts-
angleichung an die soziale Geschlecht-
sidentität – kostenfrei und ohne 
unnötigen bürokratischen Akt!

•	 Die Abschaffung der erzwungenen binä-
ren Einteilung in Mann und Frau – auch 
gerade in offiziellen Dokumenten!

•	 Zurückdrängung aller Formen 
der Rollenklischees, Diskriminie-
rung und Ausgrenzung in der Jun-
gend und Arbeiter_Innenklasse!

•	 Reproduktionsarbeit muss vergesell-
schaftet werden und die geschlechtsspe-
zifische Arbeitsteilung beendet werden! 

•	 Gleiches Geld für gleiche Arbeit! 
Schluss mit dem Gender Pay Gap!
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Rest in Power, Malte. 
Schluss mit den Angriffen 
auf trans Personen



Eigentumsvorbehalt: Dieses Mag-
azin ist solange Eigentum des Ab-
senders, bis es dem Gefangenen 
persönlich ausgeliefert worden ist. 
“Zur Habenahme” ist keine Aus-
händigung im Sinne dieses Vorbe-
halts. Wird diese Druckschrift dem 
Gefangenen nicht persönlich aus-
gehändigt, ist sie dem Absender 
mit dem Grund des Nichtaushän-
digens zurückzusenden.

V.i.S.d.P. Annika Paulmichl, Eier-
gasse 2, Berlin

onesolutionrevolu-
tion.de

@revogermany

/onesolutionrevo-
lution.germany

germany@oneso-
lutionrevolution.de



Schluss mit  
den Angriffen auf  

trans Personen!

Rest in Power, 
Malte.


